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Heim ins Reich! 


Der Führer der Sudetendeutſchen Partei, Konrad Henlein, erließ an das 
Sudetendeutſchtum, an das deutſche Volk und die gefamte Welt folgende 
Proklamation: 

Meine Volksgenoſſen! 

Als Träger eures Vertrauens und im Bewußtſein meiner 
Verantwortung ſtelle ich vor der geſamten Weltöffentlichkeit feſt, 
daß mit dem Einſatz von Maſchinengewehren, Panzerwagen 
und Tanks gegen das wehrloſe Sudetendeutſchtum das Unter⸗ 
drückungsſyſtem des tſchechiſchen Volkes ſeinen Höhepunkt erreicht 
hat. Dadurch hat das tſchechiſche Volk aller Welt vor Augen 
geführt, daß ein Zuſammenleben mit ihm in einem Staate 
endgültig unmöglich geworden iſt. Die Erfahrungen einer 
20jährigen Gewaltherrſchaft und vor allem die ſchweren Blut⸗ 
opfer der letzten Tage verpflichten mich, zu erklären: 

1. Im Jahre 1919 wurden wir bei Vorenthaltung des uns 
feierlichſt zugeſicherten Rechtes auf Selbſtbeſtimmung gegen 
unſeren Willen in den tſchechiſchen Staat gezwungen. 

2. Ohne jemals auf das Selbſtbeſtimmungsrecht verzichtet 
zu haben, haben wir unter ſchwerſten Opfern alles verſucht, 
im tſchechiſchen Staat unſer Daſein zu ſichern. 

3. Alle Bemühungen, das tſchechiſche Volk und ſeine Ver⸗ 
antwortungsträger zu einem ehrlichen und gerechten Ausgleich 
zu bewegen, ſind an ihrem unverſöhnlichen Vernichtungswillen 
geſcheitert. 

In dieſer Stunde ſudetendeutſcher Not trete ich vor euch, 
das deutſche Volk und die geſamte ziviliſierte Welt und erkläre: 

Wir wollen als freie deutſche Menſchen leben! Wir wollen 
wieder Friede und Arbeit in unſerer Heimat! Wir wollen heim 
ins Reich! 

Gott ſegne uns und unſeren gerechten Kampf! 

Konrad Henlein 


385 


Die letzte Etappe 


Nach der Nürnberger Rede des Führers iſt der Kampf um die Löſung des Nationali- 
tätenproblems in der Tſchecho⸗Slowakei in ein neues Stadium getreten. An dieſem 
Wendepunkt der ſudetendeutſchen Geſchichte erſcheint es angebracht, noch einmal einen 
Rückblick auf die verſchiedenen Etappen des Weges zur ſudetendeutſchen Selbſtbeſtimmung 
zu geben. Durch mehr als achtzehn Jahre blieben die Beſchwerden des Sudetendeutſchtums 
von der Prager Regierung völlig unbeachtet. Dieſe hatte es leicht, die Beſchwerden 
als unbegründet abzulehnen, da fie ſeit 1926 auf die Teilnahme deutſcher Par⸗ 
teien an der Prager Regierung verweiſen konnte, die noch bei den Parla⸗ 
mentswahlen 1929 mehr als die Hälfte aller ſudetendeutſchen Stimmen auf ſich ver⸗ 
einen konnten. Es war ja auch für einen Nichtkenner der tſchechiſchen Verhältniſſe un⸗ 
begreiflich, daß eine Volksgruppe mit der Herrſchaftsführung einer Regierung unzu⸗ 
frieden ſein ſollte, der ſie ſebſt zwei, ſpäter ſogar drei Miniſter ſtellte. Als dann die 
NS A P. immer mehr zur Volksbewegung wurde und das Gudetendeutſchtum ſich 
immer mehr hinter ihre politiſche Forderung der Selbſtverwaltung ſtellte, glaubte die 
Prager Regierung, der Erfüllung dieſer gerechten Forderung dadurch entgehen zu können, 
daß ſie die Partei und ihre Gliederungen verbot, ihren Amtswaltern und Führern jede 
politiſche Betätigung unterſagte, Tauſende von Verhaftungen vornahm und Zehntauſende 
von Nationalſozialiſten um ihre Exiſtenz brachte. Aber die Gerichtsſäle waren nicht der 
Ort, Völkerprobleme zu löſen, und ſelbſt die dickſten Kerkermauern waren nicht ſtark 
genug, das Recht eines Volkes auf Freiheit und Eigenſtändigkeit zu brechen. 

Auf die Droſſelung ſeiner politiſchen Lebensrechte antwortete das Sudetendeutſchtum 
bei den Wahlen 1935. Mehr als zwei Drittel ſtellten ſich ſchon damals hinter die 
Fahnen Konrad Henleins und folgten ſeinem Ruf nach Sammlung der Kräfte. Der 
Wahlausgang wurde auch in der Welt als der Proteſt des Sudetendeutſchtums gegen die 
rſchechiſche Nationalſtaatspolitik empfunden. Noch glaubte die Prager Regierung, durch 
kleinliche Schikanen und verſchärften Terror die Stoßkraft der ſudetendeutſchen Freiheits— 
bewegung brechen zu können. Unter dem Druck der innerſtaatlichen Entwicklung und 
auf Grund freundſchaftlicher Vorſtellungen der Weſtmächte bequemte fie ſich in den Ber: 
einbarungen vom 18. Februar 41937 zu der Feſtſtellung, daß in der Nationa⸗ 
litätenpolitik des Staates in den vergangenen Jahren Fehler gemacht worden ſeien. Wenn 
die Regierung mit dieſer Feſtſtellung die Zuſage verband, daß dieſe Fehler im Einver⸗ 
nehmen mit den ehemaligen deutſchen Regierungsparteien wieder gut gemacht werden 
ſollen, ſo ließ ſie ſich dabei zweifelsohne von der Erwartung leiten, auf dieſe Weiſe die 
Poſition und den Anhang der ihr willfährigen Regierungsparteien ſtärken und die Front 
Konrad Henleins ſchwächen zu können. Auf Grund eines Memorandums der deutſchen 
Regierungsparteien ſtellte die Prager Regierung damals in Ausſicht, dafür zu ſorgen, daß 

1. eine geſetzliche Sicherung getroffen wird, daß im ſudetendeutſchen Gebiet nur orts⸗ 
anſäſſige Arbeiter und Angeſtellte bei den durchzuführenden ſtaatlichen Arbeiten heran— 
gezogen werden, 

2. die Beſetzung der Stellen im ſtaatlichen Dienſt nach dem Bevölkerungsſchlüſſel 
erfolgt, 

3. den ſudetendeutſchen Schulforderungen nachgegeben wird, und 

4. Erleichterungen der Sprachenpraxis im Verkehr zwiſchen Behörden und Gemein- 
den eintreten ſollen. 

Die Erfahrungen, die das Sudetendeutſchtum bisher mit tſchechiſchen Verſprechungen 
gemacht hatte, ließen es von vornherein an dem Ernſt dieſer Zuſagen zweifeln, um ſo 
mehr, als die Prager Regierung jede geſetzmäßige Verankerung ihrer Zugeſtändniſſe ab: 
lehnte. Aber ſelbſt wenn das Sudetendeutſchtum Grund gehabt hätte, zu glauben, daß 
es der Prager Regierung mit der Einhaltung ihrer Zuſagen ernſt geweſen wäre, hätte es 
dieſe Erklärungen als einen „deutſch-tſchechiſchen Ausgleich“ ablehnen müſſen. Was das 
Sudetendeutſchtum forderte, war nicht eine oberflächliche Verwaltungsreform, ſondern 
eine grundſätzliche Löſung des Nationalitätenproblems auf der Grundlage der völkiſchen 
Gleichberechtigung und der territorialen Selbſtverwalkung. Mit ihren „Zugeſtändniſſen“ 
wollte die Prager Regierung nach dem Weſten eine freundliche Verbeugung ausführen, 
und im übrigen von der innerſtaatlichen Löſung ablenken. Dieſes Manöver wurde 
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durchkreuzt durch die klare politiſche Haltung Konrad Henleins, der in feiner Auffiger 
Rede folgende Forderungen aufſtellte: 
1. Sicherung der ſudetendeutſchen Volkstumsgrenze, 


2. Anerkennung und Verwirklichung des Grundſatzes der völkiſchen Selbſtver⸗ 
waltung, und 


3. Wiedergutmachung des den Sudetendeutſchen ſeit 1918 zugefügten Unrechtes. 


In den ſogenannten Volksſchutzgeſetzen, die von der parlamentarifchen Frak⸗ 
tion der Sudetendeutſchen Partei in den folgenden Monaten eingebracht wurden, wurden 
die ſudetendeutſchen Forderungen genau formuliert und eine Verhandlungsbaſis geſchaffen. 
Der Ablauf des Jahres 1937 zeigte jedoch aller Welt, daß die Prager Regierung weder 
ihre eigenen Verſprechungen vom 18. Februar einzuhalten gedachte, noch auf die Forde⸗ 
rungen der Sudetendeutſchen Partei einzugehen bereit war. Als fie ſich am 18. Februar 
1938 erneut zu ihren Zugeſtändniſſen des Vorjahres bekannte, gab fie damit offen zu, 
daß ſie in ihnen allein den Rahmen für die Löſung des Nationalitätenproblems in den 
Sudetenländern erblickte. 


Mitten in dieſe Verſchleppungsmanöver der Prager Regierung fiel die Wieder ver⸗ 
einigung Oeſterreichs mit dem Reich. Der friſche Zug des anbrechenden 
Frühlings, der das morſche Schuſchnigg⸗Syſtem hinwegfegte, wehte auch über die böhmi⸗ 
ſchen Wälder und brachte das Gebäude des ſudetendeutſchen Regierungsaktivismus zum 
Zuſammenſturz. Das Sudetendeutſchtum folgte dem Aufruf Konrad Henleins zur 
Sammlung. Die deutſchen Regierungsparfeien zogen ihre Mini⸗ 
ſter aus der Prager Regierung zurück, löſten ſich auf und unterſtellten ſich 
der Führung Konrad Henleins. Nun war er als Sprecher der geſamten Volksgruppe 
legitimiert und man erkannte auch in Prag, daß ſich der Wille einer Volksgruppe nicht 
mit einigen Scheinreformen befriedigen ließ. Es war auf den ſtarken Druck aus 
Paris und London zurückzuführen, daß nunmehr die Prager Regierung ihren 
Willen zum Ausdruck brachte, der Löſung des Nationalitätenproblems näherzutreten. 
Miniſterpräſident Dr. Hodſcha kündigte die Vorbereitung eines Na⸗ 
tionalitätenſtatuts an, das den Forderungen und Wünſchen der Sudetendeut— 
ſchen, aber auch der übrigen Volksgruppen im Staat, die die gleichen Forderungen und 
Beſchwerden gegenüber dem Prager Zentralismus angemeldet hatten, entſprechen würde. 
Doch vermochte niemand an dieſen Sinneswechſel der Prager Nationalſtaatsideologen zu 
glauben. Am wenigſten glaubten die Sudetendeutſchen daran. Es zeigte ſich nur zu 
bald, daß auch dieſes Nationalitätenſtatut mehr für die Beſchwichtigung der demokrati⸗ 
ſchen Freunde in England und Frankreich beſtimmt war, als für die Befriedung im 
Innern des Staates. Was den ſudetendeutſchen Verhandlungspartnern im Laufe mehr— 
wöchiger Beſprechungen über das Statut bekannt wurde, erwies ſich als nichts ande⸗ 
res als eine Kodifizierung der bisher beſtehenden Minderhei⸗ 
tenrechte und Verfaſſungsbeſtimmungen, die, ſelbſt wenn fie bisher ein⸗ 
gehalten worden wären, die Gleichberechtigung der Sudetendeutſchen nicht anerkannten. 
So zeigte ſich das geplante Nationalitätenſtatut als nichts anderes, als eine Sammlung 
minderer Rechte, deren das Sudetendeutſchtum bisher teilhaftig war. Auf dieſen aber⸗ 
maligen Verſuch der Prager Regierung, vom Kernproblem in den Sudetenländern abzu⸗ 
lenken, antwortete Konrad Henlein mit ſeinen bekannten Karlsbader Forderun— 
gen, in denen er verlangte: 

1. Anerkennung und Herſtellung der Gleichberechtigung und Gleichrangigkeit der deut— 
ſchen Volksgruppe mit dem £fchechifchen Volk, 

2. Anerkennung der ſudetendeutſchen Volksgruppe als Rechtsperſönlichkeit, 

3. Anerkennung der Unantaſtbarkeit des ſudetendeutſchen Siedlungsraumes, 

4. Aufbau einer deutſchen Selbſtverwaltung im deutſchen Siedlungsgebiet, 

5. Schaffung geſetzlicher Schutzbeſtimmungen für jene ſudetendeutſchen Volksangehöri⸗ 
gen, die außerhalb des geſchloſſenen deutſchen Siedlungsraumes leben, 

6. Beſeitigung und Wiedergutmachung des den Sudetendeutſchen zugefügten Unrechtes, 

7. Beſetzung der ſtaatlichen Verwaltungsſtellen mit deutſchen Beamten im ſudeten— 
deutſchen Siedlungsraum, 

8. Volle Freiheit des Bekenntniſſes zur nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung. 
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Die Prager Regierung erkannte in einer amtlichen Erklärung am 15. Juni 1938 die 
Gleichrangigkeit der Karlsbader Forderungen mit den Prager Regierungsvorſchlägen an 
und erklärte die am 2. Juni überreichte Konkretiſierung der Karls⸗ 
bader Forderungen zur Verhandlungsgrundlage. Kurz darauf ver⸗ 
öffentlichte die Prager Regierung das ſudetendeutſche Memorandum und gab gleichzeitig 
den Rahmen bekannt, innerhalb deſſen fie zu Zugeſtändniſſen an die Sudetendeutſchen be: 
teit war. Es zeigte ſich, daß die Prager Regierung ſich auch jetzt noch nicht dazu verſtehen 
konnte, über das hinauszugehen, was fie ſchon in den Vorſchlüägen vom 18. Februar 
1936 als Löſung zum Ausdruck gebracht hatte. Zugleich reizte ſie durch die einer getroffenen 
Vereinbarung widerſprechende Veröffentlichung der ſudetendeutſchen Forderungen die 
kſchechiſche Preſſe zu einer Stimmungsmache auf, auf die fie ſich dann wieder berief, um 
ihren Standpunkt zu begründen. Der ſchlechte Eindruck, den dieſes Manöver in aller 
1 hervorrief, veranlaßte die Regierung, ihren zweiten Plan ſofort wieder fallen zu 
aſſen. 

Inzwiſchen hatten ſich in die Verhandlungen zwiſchen der Regierung und den Volks⸗ 
gruppen die engliſche Delegation unter Führung von Lord Runci⸗ 
man eingeſchaltet. Damit begann eine neue Verhandlungsphaſe, die von vornherein 
durch die gleiche Unnachgiebigkeit der Prager Regierung charakteriſiert war, wie alle vor: 
hergegangenen Verhandlungsperioden. In ſeiner Aufſehen erregenden Rede vom 
17. Auguſt gab der ſudetendeutſche Abgeordnete Kundt einen Ueberblick über 
den bisherigen Verlauf der Verhandlungen und zeigte die Täuſchungsmanöver der Prager 
Regierung in aller Klarheit auf. Von dieſem Zeitpunkt an ſchaltete ſich der tſchechiſche 
Staatspräſident Dr. Beneſch ſelbſt in die Verhandlungen ein. Für die letzten 
Auguſttage wurde eine Rundfunkanſprache des tſchechiſchen Staatspräſidenten angekün⸗ 
digt, in der er der Oeffentlichkeit einen neuen Löſungsvorſchlag unterbreiten wollte. 
Dieſer Plan III wurde niemals veröffentlicht. 

Am 7. September ließ Miniſterpräſident Hodſcha dem Sprecher der ſudetendeut⸗ 
ſchen Verhandlungsdelegation, Abg. Kundt, einen neuen, den vierten Regie: 
rungsvorſchlag, in verſiegeltem Umſchlag durch einen Boten zuſtellen, nachdem be⸗ 
reits am Tag zuvor die Auslandspreſſe über den Inhalt weiteſtgehend informiert worden 
war. Die Grundzüge dieſes vierten Planes beſtanden aus folgenden neun Punkten: 

1. Proportionelle Einſtellung von Beamten im Verhältnis zur jeweiligen Bevölke⸗ 
rungsſtärke. 2. Verwendung der Beamten in den Diſtrikten ihrer eigenen Nationalität. 
3. Kommunalpolizei nach Maßgabe der Nationalität der Orte. 4. Ein neues Sprachen⸗ 
geſetz, das auf völliger Gleichberechtigung baſiert. 5. Staatliche Wirtſchaftsbeihilfe für 
die ſudetendeutſchen Wirtſchaftsgebiete in der Höhe von 700 Millionen Ke. 6. Selbſtver⸗ 
waltung der nationalen Minderheiten in den Gebieten, in denen fie eine Mehrheit auf: 
weiſen. Zuſtändigkeit der lokalen Verwaltung für alle Fragen, die nicht die nationale 
Einheit des Staates betreffen. 7. Schaffung von Sonderſektionen für die Minderheiten 
in der Zentralregierung und den Zentralämtern. 8. Schutz der Staatsbürger gegen Ent: 
nationaliſierung. 9. Möglichſt ſofortige Inkraftſetzung des Planes. 

Dieſer vierte tſchechiſche Regierungsporſchlag war, kaum 
veröffentlicht, ſchon überholt. Die ungeheuerlichen Ausſchreitungen der 
ſtaatlichen Polizeiorgane in den ſudetendeutſchen Gebieten, die die Veröffentlichung dieſes 
Planes begleiteten, zeigten mit aller zu wünſchenden Deutlichkeit, daß die Prager Regie⸗ 
rung entweder nicht mehr Herr der Lage war oder aber entſchloſſen war, das 
Verſprechen, das ſie ſelber ſoeben gegeben hatte, von vornherein 
durch ihre eigenen Organe [abofierenzulaffen. Sie ſtellte damit ſelbſt ihre Ver⸗ 
handlungsfähigkeit in Frage. Dieſer Tatſache frug die Rede des Führers vom 
12. September Rechnung. Sie deckte die ganze Verworfenheit des Prager Regierungs⸗ 
ſyſtems und die ganze Verlogenheit, die dieſes Syſtem in der Behandlung der ſudeten⸗ 
deutſchen Frage bewieſen hatte, ſchonungslos auf. Sie ſtellte feſt, daß es nicht darum 
geht, daß Prag den Sudetendeutſchen etwas zu ſchenken hat, ſondern daß es darum geht, 
daß das Sudetendeutſchtum ein Recht hat, zu fordern. Sie ließ auch keinen Zweifel 
darüber, daß das Deutſche Reich die Sache der Sudetendeutſchen als ſeine eigene Sache 
betrachtet. Dieſe Sprache war nicht mißzuverſtehen. Nur die Tſchechen weigerten ſich 
immer noch, ſie zu verſtehen. Sie hielten auch jetzt noch an der Fiktion ihres „National⸗ 
ſtaates“ feſt. Die Sudetendeutſchen aber erkannten, daß die Stunde der Befreiung aus 
dem Kerker der tſchechiſchen Gewaltherren nahte. Zum erſten Male ſeit der Staatsrecht— 
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lichen Erklärung, die die deutſchen Parteien im Prager Parlament vor etwa 18 Jahren 
abgaben, wurde jetzt von ſudetendeutſcher Seite wieder vor der Weltöffentlichkeit das 
Recht der Selbſtbeſtimmung gefordert, und zum erſten Male ſeit dem Inkraft⸗ 
treten des Diktats von Saint Germain ging durch Sudetendeutſchland wieder, für alle 
Welt vernehmlich, der Ruf: Heim ins Reich! Als Prag ſich für ſtark genug hielt, 
die gemäßigten Forderungen, die Konrad Henlein in ſeiner Karlsbader Rede aufgeftellt 
hatte, überhören zu dürfen, begab es ſich der letzten Chance, den tſchechiſchen Staat in 
ſeinem, von Saint Germain umriſſenen Umfang zu erhalten. 


Danzig in der polniſchen Literatur 


Diefes Thema behandelt Or. Kurt Lüd in einem Kapitel ſeines Buches „Der Mythos vom 
Deutſchen in der polnlſchen Volfsũberlleferung und Literatur‘. (Verlag S. Hirzel, Celpzig) 


Das Intereſſe des ſchöngeiſtigen polniſchen Schrifttums an der Freien 
Stadt Danzig iſt ſeit dem Kriege außerordentlich rege. Polniſche Literarhiſtoriker 
haben die Rolle, die Danzig in der ſchöngeiſtigen Literatur Polens in dieſer Zeit 
ſpielt, unterſucht, fo Rajmund Bergel „Das polniſche Meer und Danzig in 
der polniſchen Literatur“ (1930) und Wladyſtlaw Pniewſki „Danzig in der 
ſchöngeiſtigen polniſchen Literatur“ nn Pniewſki hat in feinem Buch eine Reihe 
danzigfeindlicher Dichtungen des erſten Nachkriegsjahrzehntes erwähnt. Angriffsgeiſt 
atmen die Gedichte von J. Rychlinſki, die unter dem Titel „Deffnet die Danziger 
Tore“ erſchienen ſind. Eines dieſer Gedichte, das den Titel „Vom Wege Bathorys“ 
trägt, beſchwört die Erinnerung an den Kriegszug dieſes polniſchen Königs gegen Danzig 
herauf. In feiner Dichtung „Das Weinen der Weichſel“ läßt Eugeniuſz Mala: 
czeſwki die Weichſel darüber klagen, daß der „Kreuzritter“ auf ihr knie, und die pol: 
niſchen Soldaten bitten, einſt in die Danziger Feſte einzuziehen. Wirtſchaftliche Zwangs⸗ 
maßnahmen gegen die deutſche Hafenſtadt werden in der Erzählung „Japonezyk“ von 
Tyſzkiewiez empfohlen. Die Verpolung der Stadt erſehnt Maria Janina 
Waſzowa in ihrer „Ode an Danzig“. Eine feindſelige Stimmung ſtrömt auch 
St. Wilo zynſkis Sonett „In Danzig“ aus. Uff. Eine Tonart, die ſtark an die⸗ 
jenige erinnert, deren ſich die polniſche Regierungspreſſe bei der Behandlung der Be— 
ziehungen zwiſchen Danzig und Polen mitunter zu bedienen beliebt, ſchlägt Kor nel 
Makuſzynſkilin feinem 1929 erſchienenen Buche „Geſammelte Briefe“ an. Er ver⸗ 
ſucht ſich über die angeblich herausfordernde Haltung der Danziger gegenüber Polen 
luſtig zu machen: 

„Die preußiſierte, aufgereizte, aufgehetzte, aufgeſtachelte, anti⸗ 
polniſche Wut der ehrenwerten Danziger fieht aus wie die Wut eines harm⸗ 
loſen Säufers, deſſen Gehirn etwas angegriffen iſt. Er raſt etwas, ſchreit, fuchtelt 
mit den Händen, macht Schwierigkeiten, aber ſchließlich beruhigt ſich der 
Danziger Moritz, wenn er etwas auf die Finger kriegt, keine polniſchen 
Kartoffeln zum Gemüſe bekommt. .. Danzig erinnert an ein Ungeheuer, das einen 
rieſigen Kopf hat, in ſeinem Kopf mächtig viel Seewaſſer, außerdem ein kleines Bäuchlein. 
kurze Hände und lächerlich kleine Füße. Dieſem ſympathiſchen kleinen Etwas hat man geſagt: 
Schlage dich mit Polen! Alſo zappelt das reiche Volk mit den Froſchbeinchen und gibt ein 
komiſches Gepiepſe von ſich ... Der ruhige Pole ſagt nichts dazu. Aber irgendwann 
wird er einmal zum Schlage ausholen. ..“ 


Maria Czeſka⸗-Maczynſka bemüht ſich in ihrem Roman „Zur Verteidi⸗ 
gung Danzigs“, die „Anhänglichkeit“, die Danzig während der Schwedenkriege des 
17. Jahrhunderts an Polen bewieſen hat, zu verherrlichen; die Parteigänger Polens 
werden als Idealgeſtalten, die Wortführer der Danziger Selbſtändigkeit als Ungeheuer 
gezeichnet. Es handelt ſich bei dieſem Roman um eine wenig gelungene Nachahmung 
eines ähnlichen, erſtmals 1891 erſchienenen Romans von Jadwiga Luſzezewſka, 
der 1927 ſeine 3. Auflage erlebt hat. Darin wird ein Danziger Kaufmann geſchildert; er 
hat ein polniſches Findelkind im deutſchen Sinne erzogen und will es heiraten; ein edler 
polniſcher Jüngling aber liebt das Mädchen und gewinnt es auch ſchließlich, nachdem er 
mit den Schergen des Kaufmanns tapfer gekämpft hat, für ſich. Den eindeutſchenden 
Einfluß Danzigs auf die Kaſchuben hat auch Maria Kuncewicezowa in ihrem 
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Roman „Polen auf dem Fiſchmarkt“ zu ſchildern verſucht. Der politifche Zweck diefer 
Romane ift, Danzig als eine Stadt erfcheinen zu laſſen, die ihren deutſchen Charakter in 
der Hauptſache der Germaniſierung polniſcher Elemente verdankt. Von Stefan 
Zeromſki wird vor allem in dem 1922 erſchienenen Buche „Wind vom Meere“ der 
polniſche Anſpruch auf Danzig vertreten. Eine Stilprobe aus dieſem in Polen viel ge: 
leſenen Buch iſt recht intereſſant: Zeromſki ſchildert dort die Wikinger, die von der 
Küſte der Dftfee her in das Land der Polanen einfallen, mit folgenden Worten: 


„Sie verfielen in Zerſtörungswahnſinn. Sie ließen ſich hinreißen von der Furie 
des blutigen Inſtinks. Die Panzer von dem Schmutz des Kampfes mit Blut ab- 
waſchen. Mit den Klauen die Eingeweide aus den mit dem Meſſer auf geſchnittenen 
Bäuchen reißen. Sorgfältig die ohnmächtigen, vor Angſt erbkindeten, flehenden Augen 
ausſtechen. Die Rippen bis zur Hüfte aufbrechen, wie Unkraut, ſo daß die Wunden der 
Bruſt einen Anblick bieten wie ausgebreitete Adlerſchwingen. Mit dem Schwert die Viſtere 
zerſchlagen und bei lebendigem Leibe den Skalp von den Schädeln der gefangenen 
Ritter reißen. Mit der Streitaxt die zum Kampfe erhobenen Hände abſchlagen wie die Baum: 
zweige im Walde. Mit dem Speer aus ſchlankem Ullmenholz mit vergifteter Spitze die wie 
Roſen blühenden Wunden öffnen. Das wilde Kreiſchen der noch unerwachſenen Mädchen 
hören, die auf die Erde zwiſchen die Eroberer geworfen wurden. Dumpf ſchlafen dieſe im 
Dunſt von heißem Blut, das über den Fußboden fließt und auf den Stufen der 
eroberten Burg gerinnt, dumpf ſchlafen ſie auf den ſtöhnenden Schößen der an den Händen 
gefeſſelten Frauen.“ 


Der durch feine phantaſtiſchen Bücher auch in Deutſchland bekannte polniſche Schrift: 
ſteller F. A. Dffendomffi hat in feinem 1925 erſchienenen hiſtoriſchen Roman 
„Unter polniſcher Flagge“ die Legende von der polniſchen Seemacht behandelt: Der Liv⸗ 
länder Haraburda, der, ohne es ſelber zu wiſſen, im Dienſte Anderer ein Seeräuber wird, 
legt ſpäter, nach Wiedererlangung der Gunſt des Königs von Polen, den Grundſtein 
zur polniſchen Flotte und vollbringt Wunder der Tapferkeit im Kampfe mit den 
Schweden. Ulm dieſen gefährlichen Gegner ſeeliſch zu zermürben, dingen die Schwe⸗ 
den Giftmörder in Danzig, die Haraburdas Frau Wanda um die Ecke bringen 
ſollen. Wandas Hofmeiſterin Roſa Lindſtrom und „ein bekannter deutſcher Apotheker“ 
aus Danzig verſuchen, Haraburdas Gattin heimtückiſch zu vergiften. Die Schwerkranke 
wird aber vom Leibarzt des Hetmans Koniecpolſki am Leben erhalten .. Jerzy 
Bandromffi hat es ſich in feinem 1928 veröffentlichten Roman „Zolojka“ zum Ziel 
geſetzt, das deutſche Handwerk Danzigs ſchlecht zu machen. Er ſchil⸗ 
dert einen Danziger Schuſter namens Wilhelm Kuhnke, der den kaſchubiſchen Fiſchern 
Helas waſſerdichte Stiefel zu machen verſpricht, von ihnen Anzahlungen fordert und ſich 
mit dem Gelde dann aus dem Staube macht. Die Geſtalt des Schuſters zeichnet 
Bandrowſki mit folgenden Worten: 

„Er trug eine fettige, fleckige, aber ganz ſchwarze Jacke, eine unerhört zerdrückte und 
verzogene tango-farbene Krawatte, eine dunkelgrüne Sportmütze, einen ſchrecklich ſchmutzigen 
Kragen und ebenſolche, nicht zugeknöpfte, aus den Aermeln vorkommende Manſchetten, Pepitta⸗ 
hoſen und braune Leinenſchuhe. Der borſtige, ſchwarz-weiße Bart war düſter, wie ein unab- 
änderliches Urteil, feine hellen, wäſſrigen Augen zitterten, als ob in ihnen Angſt und Unruhe 
ſäße. Die Haltung dieſes Menſchen erinnerte an einen Hund, der ſchönmacht und deswegen 
ſehr zufrieden iſt. Das Menſchlein ſaß nämlich auf einem grünlackierten Holzköfferchen, 
feine Hände hatte er auf einen Stock gelegt. Eine dieſer Hände, die ſehr braun und mit 
etwas Schwarzem grauſam beſchmiert und deren Fingernägel unregelmäßig abgeriſſen waren, 
war grau-weiß tätowiert. Die ganze Geſtalt ſtrömte unverkennbar den zarten Geruch von 
Spiritus und Schuhwichſe aus, und ſein Schnurrbart war denn auch ſehr ſchwarz.“ 


In einem ähnlich unvorteilhaften Licht wird dann auch die Frau dieſer komiſchen Miß⸗ 
geburt eines Schuſters, die dem Hirn Bandrowſkis entſprungen iſt, geſchildert: „Sie hat 
rote Haare, aber abgrundtiefe dumme und ſchwarze Augen, ein Pferdemaul, Sommer⸗ 
ſproſſen, ſchwarze Fingernägel, einen beſchränkten Verſtand und keinen Buſen .. Seine 
Frau konnte als Weib gelten, das ſich ſehen laſſen kann, denn ſie war vollendet dumm, 
ſprach wenig und in abgeriſſenen Sätzen, arbeitete jedoch unermüdlich. Dieſer Anſicht 
waren jedenfalls alle. Niemand wußte, daß dieſe ſogenannte Arbeit nur 
eine körperliche Anſtrengung ohne Sinn und Plan war, die einem 
einzigen Bedürfnis dieſer Dame, dem Bedürfnis nach Bewegung entſprang, die ihr als 
ganzer Lebensinhalt genügte. Dauernd trug fie etwas, hob etwas, ſtellke etwas um, 
brachte etwas, trug elwas fort, fegte, wuſch, aber das führte alles zu nichts.“ Es wirkt 
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nach dieſer Menſchenſchilderung ungemein lächerlich, wenn Bandrowſki diefen Schuſter 
als 15 Initiator eines diplomatiſchen Konfliktes zwiſchen Danzig und Polen hinzuſtellen 
verſucht. 

Ein in der ſchöngeiſtigen Literatur Polens mehrfach behandeltes Thema iſt die auch in 
der polniſchen Geſchichtswiſſenſchaft noch immer nicht ausgeſtorbene Legende vom 
„Danziger Blutbad“, dem bei der Beſetzung der Stadt durch den Deutſchen Ritter: 
orden im Jahre 1308 8—10 000 friedliche flawiſche Bewohner zum Opfer gefallen fein 
ſollen. Wieder iſt es Stefan Zeromſki, der in dem ſchon erwähnten Buche „Wind 
vom Meere“ ſeiner blutrünſtigen Phantaſie die Zügel ſchießen läßt: 

„Die Kreuzritterſöldner, geſchult in den ausgeſuchteſten Verbrechen in den 
Wäldern und auf den Brandſtätten der preußiſchen Unterjochung, hieben die Menſchenmaſſen 
zuſammen, wie der Holzfäller, der, ſtöhnend bei feiner Arbeit und ſchwitzend vor Au— 
ſtrengung, Bäume fällt. .. Die Soldaten des Ordens drangen in die beiden Kirchen ein 
und vergoſſen das Blut an den Pfeilern, vor den Beichtſtühlen und an den Stufen der 
Altäre. Die Kreuzritterart ließ niemand auf den Markt durch. Sie raſten im Wahn: 
ſinn des Verbrechens, in wildem Rauſch, in der Rache um der Rache 
willen und in einer wahren Kunft des Mordens. Einer hieb mit einem 
Schlage die Köpfe von den Rümpfen, ein anderer hieb von den Armen die flehend erhobenen 
Hände ab. Bis die Schweine, die in ihren warmen Pfützen lagen, verwundert in dem mit 
Blut getränkten Boden zu ſchmatzen begannen. .. Es floſſen die roten Ströme ins Bett 
der Radaune. Die Waſſer der Mottlau färbten ſich rot.“ 


Auch Adam Cehak⸗Stodor beſingt in feiner Dichtung „Und in der Radaune 
iſt blutiges Waſſer“ dieſe widerlichen Erfindungen der deutſchfeindlichen Propaganda. 
Fr. Sedzicki leitet in ſeiner Dichtung „Danzig“, die 1929 erſchienen iſt, aus der 
Schilderung dieſer Moritat das moraliſche Anrecht Polens auf Danzig ab. Daß die 
Geſchichte vom „Danziger Blutbad“ längſt als eine aus dem Jahre 1340 ſtammende pol⸗ 
niſche Propagandalüge feſtgeſtellt iſt, haben bisher weder die polniſchen Dichter, noch die 
polnifchen Wiſſenſchaftler zur Kenntnis genommen. Die impoſante Geſchichte des Mittel 
alters der Stadt und ihrer ſtolzen Arbeit im Laufe der Jahrhunderte, ihrer Kunſt und 
Architektur ſind für den polniſchen Roman eine terra incognita geblieben. Der Pole 
Wladyſlaw Pniewſki faßt feine Forſchungen wie folgt zuſammen: „Die gefühls⸗ 
mäßige Einſtellung unſerer Schriftſteller zu Danzig iſt nicht herzlich. Auf Schritt und 
Tritt begegnen uns trotz ihrer Schwäche für den Hafen, die Stadt und die Leute irgend⸗ 
ein Mißklang, irgendeine Fremdheit des Gefühls, mitunter Wehmut und Abneigung und 
ausnahmsweiſe (9) fogar Luft zur Rache und Gewaltmaßnahme. In einem bedeutenden 
Teil der Werke tritt die politiſche Tendenz hervor, die den künſtleriſchen Eindruck verdirbt.“ 


Polniſche Preſſe zum iſchechiſchen Konflikt 


Die Anfrage Londons an Warſchau, wie ſich die polniſche Regierung im 
Falle eines bewaffneten Konflikts in Europa zu verhalten gedenke, hat die polniſche Preſſe 
zu verworrenen und vielfach widerſpruchsvollen Kombinationen und Meinungen verleitet. 
Selbſt wenn man von den Aſphalt- und Senſationsblättern abſieht, die keine Gelegenheit 
vorübergehen laſſen, ihre Leſer mit den unwahrſcheinlichſten Gerüchten zu füttern, muß 
man feſtſtellen, daß bis vor kurzem auch die ernſter zu nehmende polniſche Preſſe einen 
wenig geſchulten Blick für die ſachliche Beurteilung der durch Prag heraufbeſchworenen 
Kriſe bewieſen hat. Auch ihre Informationen haben allzu deutlich verraten, daß ſie von 
jenen ebenſo „gut informierten“ wie verantwortungsloſen Elementen ſtammten, die ihr 
„Wiſſen“ um die „geheimſten Dinge“ in den Kaffeehäuſern der Landeshauptſtadt feil zu 
bieten pflegen. Unfernimmt man den Verſuch, in dieſes Durcheinander der Meinungen 
irgendeine Ordnung hineinzubringen, ſo heben ſich im weſentlichen drei Gruppen 
von Anſichten ab. Sie werden vertreten: 4. von der Regierungspreſſe, 2. von den 
Blättern der volksfrontfreundlichen Linken, und 3. von den ae ehe intellektuellen 
Politikern“, die in verfchiedenen Organen, vor allem der konſervativen Richtung zu Work 
kommen. 

Von den der Regierung naheſtehenden Blättern zeigt ſich ſchon ſeit längerem der 
„Kurjer Poranny“ am ſſchechiſchen Konflikt am ſtärkſten intereſſiert. Seine Auf— 
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fäße zeugen von einer klaren Auffaſſung des Weſens des Problems; fie halten ſich auch 
nicht von der Verurteilung der kurzſichtigen Prager Politik gegenüber den in jeder Hin⸗ 
ſicht begründeten Forderungen des Sudetendeutſchtums zurück. Dieſe Einſtellung des 
Blattes entſpringt der Erkenntnis, daß Polen, ähnlich wie Deutſchland für die Sudeten⸗ 
deutſchen, für die polniſchen Volkstumsangehörigen in der Tſchecho-Slowakei einzutreten 
habe, um deren Los zu erleichtern, und daß eine Behinderung der deutſchen 
Initiative im tſchechiſchen Konflikt für die polniſche Volks⸗ 
gruppe nur eine Verminderung ihrer Ausſichten auf Erlangung 
beſſerer Lebensbedingungen zur Folge haben müſſe. Mit dieſer 
Auffaſſung dürfte dieſes Blatt der Einſtellung der amtlichen polniſchen Politik nahe⸗ 
kommen, die bei der engliſchen Regierung bereits ihren Anſpruch auf „politiſche Meiſt⸗ 
e e in bezug auf die polniſche Volksgruppe in der Tſchecho⸗Slowakei ange⸗ 
meldet hat. 

Die gleiche Einſtellung zum tſchechiſchen Konflikt ift im weſentlichen auch beim „E“ 
preß Poranny“, len Dobry“, Dobry Wieczor“ und bei der „Ga⸗ 

zeta Polſka“, dem Organ des Außenminiſters, zu beobachten. Dem letztgenannten 
Blatt hat der ſozialdemokratiſche „Robotnik“ vorgeworfen, daß es feinen Leſern Nach⸗ 
richten über den Stand der tſchechiſchen Frage vorſetze, die „nicht beſſer von Herrn Goeb⸗ 
bels ausgegeben werden könnten“. Dieſer Vorwurf des „Robotnik“ hat ſich auf einen 
Bericht des Nürnberger Korreſpondenten der „Gazeta Polſka“ bezogen, in welchem zum 
Ausdruck gebracht wird, daß es ſchon zu ſpät ſei, ein Kantonprojekt nach Schweizer 
Muſter für die Tſchecho⸗Slowakei zu verfolgen, daß alſo nur noch die „friedliche“ Auf: 
teilung dieſes Staates übrig bleibe. Eine Nachprüfung ergibt nun allerdings, daß die 
„Gazeta Polſka“ dieſe Löſungsmöglichkeit nicht als eigene Anſicht, ſondern als Auf⸗ 
faſſung ausländiſcher Beobachter wiedergegeben hat, die einen europäiſchen Krieg wegen 
der Tſchecho⸗Slowakei für einen Nonſens halten, weil aus einem ſolchen nur der Bolſche⸗ 
wismus als Sieger hervorgehen könnte. Daß die der polniſchen Regierung naheſtehenden 
Blätter dem Problem der polniſchen Volksgruppe in der Tſchecho⸗Slowakei dauernd 
ſtarke Beachtung zuwenden, ergibt ſich im übrigen daraus, daß dieſe Blätter die Forde⸗ 
rungen des Organs dieſer Volksgruppe, des „Dziennik Polſki“, die den Forderungen der 
Sudetendeutſchen faſt völlig gleichen, ganz zu den ihrigen macht. 

Von weiteren, den Regierungskreiſen naheſtehenden Blättern iſt die „Polffa Za— 
chod nia“, das Organ des Wojewoden Grazynſki, zu erwähnen. Dieſes Blatt hat kürz⸗ 
lich einen längeren Beitrag über das „Problem der polniſch⸗kſchechiſchen Beziehungen“ ver⸗ 
öffentlicht und darin mit großer Bitterkeit alle jene Hinterhältigkeiten in Erinnerung ge⸗ 
bracht, die Polen ſeit ſeiner ſtaatlichen Erneuerung von tſchechiſcher Seite erfahren mußte. 
Alle Verſuche Polens, zur Tſchecho-Slowakei in ein freundſchaftliches Verhältnis zit 
kommen, ſeien an der Unbelehrbarkeit der Prager Regierung geſcheitert. Die Mitte 
193 3 von Polen unternommenen Verſuche hätten nur zu einer kurzfriſtigen Ent⸗ 
ſpannung geführt. Dieſe habe damals ihren Ausdruck gefunden: 1. in der von der 
Intelligenz beider Länder gepflegten Idee der ſlawiſchen Zuſammenarbeit, 2. in dem 
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Wenn 3% Millionen Angehörige eines Volkes von 30 Millionen kein Lied fingen 
dürfen, das ihnen paßt, nur weil es den Tſchechen nicht gefällt, oder wenn ſie blutig ge⸗ 
ſchlagen werden, bloß weil ſie Strümpfe tragen, die die Tſchechen einfach nicht ſehen 
wollen, oder wenn man fie ferrorifiert und mißhandelt, weil fie einen Gruß grüßen, der 
den Tſchechen unangenehm iſt, obwohl ſie damit nicht die Tſchechen, ſondern nur ſich 
ſelbſt untereinander grüßen, wenn man ſie wegen jeder nationalen Lebensäußerung wie 
das hilfloſe Wild jagt und hetzt, dann mag das den würdigen Vertretern unſerer Demo: 
kratien vielleicht gleichgültig, möglicherweiſe ſogar ſympathiſch ſein, weil es ſich hier ja nur 
um 3% Millionen Deutſche handelt. Ich kann aber den Vertretern dieſer Demokratien 
nur ſagen, daß uns dies nicht gleichgültig iſt, und daß, wenn dieſe gequälten Kreaturen 
kein Recht und keine Hilfe ſelbſt finden können, ſie beides von uns bekommen werden. 
Die Rechtlosmachung dieſer Menſchen muß ein Ende nehmen. 


Adolf Hitler (Reichsparteitag 1938). 
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Zuſtandekommen einer polniſch⸗tſchechiſchen Preſſeverſtändigung, die darauf beruhte, daß 
polniſche und tſchechiſche Journaliſten ſich gegenſeitig mit freundlichen Artikeln über ihre 
Länder beliefern ſollten, 3. in dem gemeinſamen Vorgehen der beiden Staaten gegen den 
Gleichberechtigungsanſpruch Deutſchlands, 4. in der forcierten Ausgeſtaltung des Ver⸗ 
einsweſen zur Pflege der Freundſchaftsbeziehungen (in Polen beſtanden ſeiner Zeit nicht 
weniger als vierzehn polniſch-tſchechiſche Vereinigungen), 5. in der Konſtruktion eines 
tſchechiſchen Wirtſchaftsintereſſes an Polens Zugang zum Meere (Edingen als „all- 
ſlawiſcher Hafen“), 6. in den häufigen Beſuchen tſchechiſcher Organiſationen in 
Polen und umgekehrt in zahlreichen polniſchen Vorträgen und Kundgebungen in der 
Tſchecho⸗Slowakei, und ſchließlich 6. in der Propagierung eines polniſch⸗tſchechiſchen Mili⸗ 
tärbündniffes zur Wahrung des gemeinfamen Intereſſes an der „Unverletzlichkeit der Ver⸗ 
träge“. Von alledem ſei nicht mehr übrig geblieben, als der polniſche Verſuch, den tſchechi⸗ 
ſchen Tranſitverkehr über Gdingen zu leiten. Die Annäherungspolitik ſei, ſo hat es in der 
„Polſka Zachodnia“ geheißen, nicht weiter gediehen, weil es in der Handelsverfragspolitif 
zu keiner Einigung kam, weil Prag es ablehnte, mit der polniſchen Regierung über die 
Garantie der polniſchen Weſtgrenze zu verhandeln, und weil Polen ſich der Kleinen Entente 
gegenüber ablehnend verhielt. : 


Ganz anders verhalten ſich die Blätter der Linken. Für fie, vor allem für den 
ſozialdemokratiſchen „Robotnik“, ſcheint das Problem der polniſchen Volksgruppe in 
der Tſchecho⸗Slowakei nicht zu exiſtieren oder zumindeſt eine höchſt untergeordnete Rolle 
zu ſpielen. Dieſe Einſtellung machen ſich auch die Blätter der Arbeitspartei („Morges⸗ 
Front“), vor allem die „Polonia“, das Organ des in der Tſchecho⸗Slowakei im Exil 
lebenden Korfanty, zu eigen. Für dieſe Blätter gibt es nur eine ,deutſche 
Gefahr“, und die von Frankreich im tſchechiſchen Konflikteinge⸗ 
nommene Haltung iſt die einzig maßgebende für fie. Eine Illuſtra⸗ 
tion dieſer Haltung bildet ein jüngſt erſchienener Artikel der „Polonia“. Das Blatt iſt 
aufs Aeußerſte erregt über den fatalen Eindruck, den die unklare Haltung der polniſchen 
Regierung in Frankreich mache: Unfaßbar erſcheine den Franzoſen der Gedanke, daß 
Polen mit Deuffchland zuſammen gegen die Tſchecho-Slowakei Front machen könnte. Ein 
ſolches Zuſammengehen ſei, ſo meint die „Polonia“, das „ſchlimmſte Verbrechen“. Es ſei 
peinlich, daß die Korreſpondenten franzöſiſcher Zeitungen in Warſchau keine Informationen 
von maßgeblicher polniſcher Seite erhielten, und daher darauf angewieſen ſeien, die 
Stimmen der regierungsfreundlichen Blätter und z. B. die erſchreckende Anſicht des 
„Kurjer Poranny“ zu zitieren, daß das polniſche Volk nur für den Schutz ſeiner eigenen 
Grenzen, nicht aber zur Verteidigung fremder Grenzen ſein Blut herzugeben bereit ſei. 
Solche Worte, ſo ſchreibt „Polonia“ wörtlich, müßten in Frankreich als „ſinnloſe und 
gefährliche Phraſen“ aufgefaßt werden. Frankreich ſei durch Bündniſſe mit Polen und 
der Tſchecho⸗Slowakei verknüpft; wenn dieſe Bündniſſe enttäuſchen, dann müſſe das 
ganze Gebäude der europäiſchen Sicherheit wie ein Kartenhaus zuſammenſtürzen. Es fei 
tief bedauerlich, daß die polnifche Regierung wegen ihrer unklaren Haltung in der tſchechi⸗ 
ſchen Frage die fatalſte Preſſe in Frankreich habe; und es ſei ſehr bezeichnend, daß man ſich 
in Frankreich un ſo mehr für die Anſichten der „unabhängigen“ polniſchen Preſſe inter— 
effiere, daß z. B. die Artikel des Generals Sikorſki, die im „Kurjer Warſzawſki“ 
erſchienen ſind, von allen franzöſiſchen Sendern verbreitet worden ſeien und daß auch die 
deutſchfeindlichen Manifeſtationen in Pommerellen und Schleſten in allen franzöſiſchen 
Blättern den ſtärkſten Widerhall gefunden hätten. 

Auch dem „Kurjer Warſzawſki“, dem „Iluſtrowany Kuryer Cod— 
zienny“ und einer Anzahl anderer betont deutſchfeindliche Blätter liegen die franzöſiſchen 
und engliſchen Anſichten über die tſchechiſche Frage offenbar näher, als die polniſchen 
Belange, wenn fie es auch mit Rückſicht auf ihre Leſerſchaft nicht wagen, fo oſtentativ, 
wie etwa der „Robotnik“, gegen das Credo des „Weltverbandes der Polen“ zu verſtoßen. 
Es ſpricht aber viel für die Auffaſſung des konſervativen „Czas“, der die bedauerliche 
Tatſache, daß die polniſche Preſſe brühwarm und kritiklos ihre 
Nachrichten und Anſichten über die tſchechiſche Frage aus Frank⸗ 
reich bezieht, auf den UImſtand zurückführt, daß fie die Fehler, auf denen die franzö⸗ 
ſiſche Theſe in der tſchechiſchen Frage fußt, nicht erkenne. Die franzöſiſche Politik, ſo 
ſchreibt der „Czas“, verſtehe die Probleme der Staatsraiſon mehr als die Nationalitäten⸗ 
fragen; ſie wiſſe nicht, daß in demjenigen Teile Europas, wo ſich die Staatsgrenzen nicht 
mit den Volksgrenzen decken, die Stärke eines Staates, der über viele Minderheiten ver: 
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fügt, nicht einfach nach der Bevölkerungsſtärke bewertet werden könne. In Polen follte 
man, meint der „Czas“, ſo etwas eigentlich wiſſen. Wenn es die polniſche Preſſe trotzdem 
vorziehe, ſich der franzöſiſchen Denkſchablone zu bedienen, ſo ſei das ein Zeichen dafür, daß 
es ihr an politiſcher Reife fehlt. Auch der „Kurjer Poranny“ hat ſich in ähnlicher Form 
mit der ſchwachen Uleberzeugungskraft der franzöſiſchen Theſe befaßt. Man ſieht aus 
dieſen Stimmen, daß die polniſche Oeffentlichkeit durch einige politiſch ernſt zu nehmende 
Organe vor dem Geſchwätz der Frankreich hörigen Preſſe gewarnt wird. 

Ein Leitartikel des „Czas“, der „Die Aufgaben der polniſchen Politik gegenüber der 
kſchechiſchen Kriſe“ behandelt, ſei noch erwähnt: Zweierlei Ziele habe die pol⸗ 
niſche Außenpolitik in der tſchechiſchen Frage zu verfolgen, 
nämlich 1. es zu keiner Verſchiebung des Kräfteverhältniſſes zu 
ungunften Polens kommen zu laſſen, und 2. für die Polen hinter 
der Olſa die ihnen gebührenden Rechte zu erkämpfen. In der bis⸗ 
herigen Preſſediskuſſion fei faft nur von dem erſten Punkt die Rede geweſen. Man müſſe 
darüber ſtaunen, daß polniſche Blätter, die ſoviel Energie aufwenden, um die (angebliche) 
Unzulänglichkeit des Schutzes der polniſchen Minderheit in Deutſchland aufzuzeigen, ſich 
ſo wenig für das Los der Polen in der Moldaurepublik intereſſieren. Und doch ſei jetzt die 
einzige Gelegenheit, die Forderungen der Polen hinter der Olſa zu erkämpfen, eine Gelegen⸗ 
heit, die ſich niemals mehr wiederholen werde. Wenn Prag die Forderungen Henleins an⸗ 
nehme, müſſe Polen verlangen, daß dieſelben Rechte auch der polniſchen Minderheit in 
der Tſchechei zugebilligt werden. Darüber müſſe ſich ſowohl die Prager Regierung wie 
das Ausland klar ſein. Im übrigen ſei es völlig verfehlt, anzunehmen, daß im Falle der 
Nichtbeibehaltung des ſtatus quo in der Tſchecho⸗Slowakei eine Verſchiebung des Kräfte: 
verhältniſſes ohne Rekompenſation für Polen eintreten werde. Denn eine lediglich formale 
und den derzeitigen Stand beibehaltende Löſung des gegenwärtigen Konfliktes ſei die für 
Polen denkbar ungünſtigſte Löſung. 

Seit der Führerrede hat ſich die Auffaſſung breiter politiſcher Kreiſe, was 
auch in den Preſſeäußerungen der verſchiedenen Lager zum Ausdruck kommt, zugunſten der 
Auffaſſungen der der Regierung naheſtehenden und freundlich geſinnten Preſſe gewandelt. 
Blätter wie der „Kurjer Warſzawſki“, der „Warſzawſki Dziennik Narodowy“ und felbft 
der „Iluſtrowany Kuryer Codzienny“ (von dem man in Warſchau behauptete, er habe 
ſich für die tſchechiſche Sache durch das Verſprechen der Aufhebung des Verbotes ſeines 
Blattes in der Tſchecho⸗Slowakei einfangen laſſen), laſſen es ſich zwar nicht nehmen, nach 
wie vor franzöſiſche und engliſche Preſſeſtimmen zuſammenzutragen. Aber die Aus⸗ 
wahl dieſer Meldungen läßt doch darauf ſchließen, daß man nicht mehr wie bisher 
krankhaft bemüht iſt, jede ausländiſche Aeußerung auszuſchalten, die dem deutſchen Stand⸗ 
punkt gerecht wird oder zumindeſt nahe kommt. Sind z. B. die bekannten Artikel der 
„Times“, die eine Aufteilung der Tſchecho⸗-Slowakei in Erwägung gezogen haben, bisher 
mit wenigen Ausnahmen in der polniſchen Preſſe kurz übergangen worden, ſo iſt dieſe 
Preſſe jetzt doch bereit, einzugeſtehen, daß ein bedeutender Teil der öffentlichen Meinung 
Englands doch etwas anders denkt, als ſie es bisher ihren polniſchen Leſern dargeſtellt hat. 


Karpathenrußland — eine ungelöſte Frage 


Karpathenrußland ift der öſtlichſte Teil der Tſchecho-Slowakei. Jaſing im 
karpathiſchen Oſtwinkel iſt in der Luftlinie von Eger im böhmiſchen Nordweſtwinkel des 
Staates 940 Kilometer entfernt. Wenn man dieſer oſtweſtlichen Entfernung entgegen— 
hält, daß Karpathenrußland dort, wo es an die Slowakei ſtößt, nur 80 Kilometer 
breit iſt, fo erkennt man ohne weiteres den durchaus künſtlichen und unnatürlichen Cha⸗ 
rakter der Verbindung dieſes Landes mit dem tſchechiſchen Vielvölkerſtaat. Es waren 
daher auch ausſchließlich machtpolitiſche Gründe, die die Tſchechen die 
Forderung nach einer Angliederung dieſes Gebietes an ihren Staat aufſtellen ließen. Es 
war der Wunſch und die Hoffnung, mit der Sowjetunionin unmittel⸗ 
bare Grenzfühlung zu kommen, eine Hoffnung, die jedoch dank des Zuſam⸗ 
menbruches der Roten Armee vor Warſchau im Jahre 1920 nicht in Erfüllung ging. Die 
Beſtimmung Karpathenrußlands, als Teil des tſchecho-ſlowakiſchen Staates, als öſtliche 
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Fortſetzung der Slowakei die Brücke nach Sowjetrußland zu bilden, wurde durch zwei, auf 
ganz verſchiedenen weltanſchaulichen Grundlagen fußende tſchechiſche Politiker überein⸗ 
ſtimmend beſtätigt. Kramarſch erklärte im Jahre 1925: „Wir haben in Verſailles 
mit unſeren Intereſſen auch die Intereſſen Großrußlands wahrgenommen. Das iſt vor: 
läufig in der Weiſe gelungen, daß wir zwecks eines ſpäteren Zuſammen⸗ 
ſchluſſes der Tſchecho-Slowakei mit dem großen geeinten Ruß⸗ 
land durchſetzten, daß Karpathenrußland unſerer Republik angegliedert wurde.“ Und 
Maſaryk äußerte ſich hierüber in folgender Weiſe: „Ich betrachte Karpathen— 
rußland als ein der Tſchecho-Slowakeivon Rußland anvertrau⸗ 
tes Pfand, das wir Rußland bei der erſten ſich bietenden Gelegenheit zurückgeben 
werden. Das erkläre ich ganz offiziell in meiner Eigenſchaft als Präſident der Republik.“ 
Ging, wie geſagt, die Hoffnung auf eine direkte Grenze mit der Sowjetunion auch nicht 
in Erfüllung (tſchechiſches und ſowjetiſches Hoheitsgebiet find auf der kürzeſten Strecke 
etwa 150 Kilometer von einander entfernt), ſo wurden mit der Angliederung diefes Lan: 
des an die Tſchecho⸗Slowakei doch zwei andere Ziele, die die tſchechiſchen Politiker zur 
Sicherung ihres zuſammengeflickten Staates für unbedingt erforderlich hielten, erreicht: 
Einmal wurden Polen und Ungarn von einander getrennt und zum 
anderen wurde zu dem (damals) eng verbündeten Rumänieneine unmittelbare 
Verbindung geſchaffen. Dork gelang alſo das, was die tſchechiſche Delegation bei 
den Diktatsverhandlungen des Jahres 1919 im Burgenland mit ihrem Vorſchlag eines 
tſchechiſch⸗ſüdſlawiſchen Korridors vergebens zu erreichen verſuchte. 


Irgendeinen hiſtoriſchen Anſpruch auf das Land hatten die 
Tſchechen nicht geltend zu machen. In ihrer politiſchen Ideologie ſpielten 
die von Ruthenen (Ukrainern) bewohnten Komitate Oberungarns vor dem Kriege nur 
inſofern eine Rolle, als ſie zu den Gebieten gehörten, die nach ihrer Auffaſſung in irgend⸗ 
einer Weiſe dem Zarenreich, der Schutzmacht aller Slawen, einverleibt werden mußten. 
Der Gedanke, dieſe Komitate in dentſchecho⸗ſlowakiſchen Staat 
einzubeziehen, wurde erſt während des Krieges, nach dem Zu⸗ 
ſammenbruch Rußlands, gefaßt. „Die ruſſiſche Niederlage“, ſchrieb Maſa⸗ 
ryk in ſeinem Buch „Die Weltrevolution“, „ergab die Möglichkeit, Karpathenrußland 
unſerer Republik anzugliedern.“ Maſaryk, als das Haupt der tſchechiſchen Auslands⸗ 
revolution, machte ſich alſo an die Organiſationen der in den Vereinigten Staaten leben⸗ 
den Ruthenen heran. Und feiner Arbeit gelang es auch, im November 1918 auf einem 
Kongreß der ÜS A⸗Ruthenen in Scranton einen Beſchluß zuſtande zu 
bringen, demzufolge ſich die von Ungarn zu trennenden rutheniſchen Gebiete „als Staat 
auf föderaliſtiſcher Grundlage mit der weiteſten Autonomie der 
tſchecho⸗ſlowakiſchen Republik anſchließen“ ſollten. Ebenſo wie mit 
den IS A⸗Slowaken brachte Maſaryk auch mit den U SA⸗Ruthenen ein entſprechendes 
Abkommen zuſtande. Dieſes Abkommen ſpielte Anfang 1919, als die Tſchechen 
zur tatſächlichen Befißergreifung des Landes ſchritten, eine bedeutſame Rolle, info: 
fern, als es von den Tſchechen gegen die drei Rutheniſchen Nationalräte, die ſich bei der 
Auflöſung Ungarns in Karpathenrußland gebildet hatten und von denen der eine den 
Verbleib des Landes bei Ungarn, der zweite die volle Selbſtändigkeit und der dritte den 
Anſchluß an die Tſchecho-Slowakei erſtrebte, mit Erfolg ausgeſpielt werden konnte. Am 
2. Mai 1919 wurde dann der Anſchluß an die Tſchecho-Slowakeipro⸗ 
klamiert, alſo einige Tage bevor der ungariſch- tſchechiſche Krieg begann, der zeitweiſe 
die Exiſtenz der Tſchecho⸗Slowakei in Frage zu ſtellen ſchien. 

Doch war die von den Ruthenen geforderte und von Tſchechen widerſpruchslos an- 
erkannte Bedingung dieſes Anſchluſſes die volle Autonomie des 
Gebietes. Zur Gewährung der Autonomie verpflichteten ſich die Tschechen auch im 
Memoire 2, in dem fie der Diktatskonferenz von Trianon ihre karpathenruſſiſchen 
Pläne darlegten: „Die Löſung, die am meiſten den demokratiſchen Prinzipien entſpricht“, 
fo hieß es da, „wäre alfo die, aus ihren (d. h. den rutheniſchen) Gebieten e ine aut o⸗ 
nome Provinz zu bilden und fie mit der tſchecho⸗ſlowakiſchen Republik zu vereinen, 
die ihr alle Freiheiten gewährleiſtete. Keinerlei Prinzipien und keine Inter 
eſſen würden dadurch verletzt.“ Im Friedensdiktat ſelbſt wurden die Tſchechen 
verpflichtet, Karpathenrußland mit der weiteſtgehenden, mit der Einheit des Staates 
zu bereinbarenden Autonomie auszuſtatten. Das Gebiet ſollte einen eigenen Land: 
tag erhalten, der die geſetz gebende Gewalt in den Angelegenheiten der Sprache, 
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des Unterrichts, der Religion und der lokalen Verwaltung ausüben ſollte. Der Go u⸗ 
verneur des Gebietes ſollte vom Präſidenten der Republik ernannt werden und dem 
Landtag verantwortlich fein. Die Beamten des Gebietes ſollten nach Mög: 
lichkeit aus der einheimiſchen Bevölkerung ſtammen. 

Tac ſächlich trat dieſe Autonomie, die auch in der Verfaſſung verankert 
wurde, niemals in Kraft. Der erſte, mit diktatoriſchen Vollmachten ausgerüſtete 
Gouverneur war ein Tſcheche. Das ihm beigegebene Direktorium hatte überhaupt 
nichts zu ſagen. Von 1920 an wurde der Gouberneurspoften zwar mit einem Ruthenen 
beſetzt. Es blieb aber alles beim Alten. Denn die tatſächliche unbeſchränkte Macht lag 
in der Hand des Vizegouverneur s, und der war natürlich wieder ein Tſcheche. 
Von Autonomie war nicht mehr die Rede. In 20 oder 30 Jahren, ſo hieß es, werde das 
Land vielleicht reif dazu fein! Im Jahre 1926 wurde die Landesverwaltung geändert: 
Das Syſtem der autonomen Komitate wurde beſeitigt und das Land zu einer Verwal⸗ 
tungseinheit zuſammengefaßt, an deren Spitze ein Landespräſident als der tat⸗ 
ſächliche Machthaber ſtand, während der Gouverneur weder Rechte noch Vollmachten 
beſaß und nichts war als ein inhaltsloſes Symbol, dazu beſtimmt, das Ausland zu täu⸗ 
ſchen. Dem Landespräſidenten ſtand eine Landesvertretung zur Seite. Sie be⸗ 
ſtand aus 18 Mitgliedern, von denen 6 von der Regierung ernannt, die übrigen 12 von der 
Bevölkerung gewählt wurden. Sie beſaß keine geſetzgebende Gewalt, fon- 
dern lediglich beratenden Charakter in den Fragen des Unterrichtsweſens, 
der ſozialen Fürſorge, des Geſundheitsweſens und des Verkehrs. Von Autonomie keine 
Spur! So blieben die Verhältniſſe bis zum Jahre 1937. Damals legte die Prager 
Regierung, der die heftigen Proteſte, mit denen ſich die um ihre Autonomie betrogenen 
Ruthenen an das Ausland wandten, allmählich unangenehm geworden waren, dem Ab: 
geordnetenhaus einen Geſetzentwurf vor, der „die erſte Etappe der im Friedensver⸗ 
frag feſtgelegten Verpflichtung zur Gewährung einer karpathenruſſiſchen Autonomie ver⸗ 
wirklichen“ ſollte. Am 8. Oktober 1937 trat das Geſetz in Kraft. Im weſentlichen änderte 
ſich nichts: Das Recht auf einen geſetzgebenen Landtag wurde den 
Ruthenen weiter verweigert. Statt deſſen wurde wieder eine lediglich be: 
ratende Körperſchaft, ein Gubernialrat, gebildet, von deſſen 24 Mitgliedern 9 von der 
Regierung ernannt wurden. 

Die Prager Regierung hat in den faſt zwei Jahrzehnten, die ſie nunmehr über Kar⸗ 
pathenrußland gebietet, dort eine ſchroffe und rückſichtsloſe Tſchechiſie⸗ 
rungsarbeſt geleiſtet. Sie hat das Land mit einer Flut von tſchechiſchen 
Beamten, Lehrern, Gendarmen, Koloniften uſw. überſchwemmt. Im 
Jahre 1919 hat es in Karpathenrußland überhaupt keine Tſchechen gegeben. Heute gibt. 
es mindeſtens 40 000 Tſchechen im Land. In Ungvar, das im Jahre 1919 keinen 
einzigen Tſchechen gehabt hat, gibt es deren heute über 6000. Die tſchechiſchen Zuwande⸗ 
rer halten faft ſämtliche wichtigen Verwaltungs- und Wirtſchaftspoſten beſetzt. Seit 
1926 wird die Tſchechiſierung des Schulweſens mit ſtärkſtem Nachdruck be⸗ 
trieben. Auch an Orten, in denen es überhaupt keine tſchechiſchen Kinder gibt, werden mit 
großem Aufwand tſchechiſche Schulen errichtet, in die unter fErupellofer Ausnutzung der 
furchtbaren Not, in der ſich die Bevölkerung befindet, nichttſchechiſche Kinder hineingepreßt 
werden. Die rutheniſche Sprache wird unterdrückt. Dabei macht fich die tſche⸗ 
chiſche Verwaltung den Umſtand zunutze, daß das Karpathenrutheniſche in zahlreiche 
Dialekte aufgefpalten iſt. Im Jahre 1926 iſt das Tſchechiſche offiziell als Amts- 
ſprache eingeführt worden, nachdem es ſchon vorher praktiſch als ſolche angewandt 
wurde. Das Rutheniſche iſt im Verkehr der Aemter mit den Parteien fakultativ zu- 
gelaſſen. Im vergangenen Jahre hat die Prager Regierung den politiſch ſehr intereſſan— 
ten Verſuch gemacht, das Großruſſiſche als alleinige Unterrichts⸗ 
ſprache anallen Schulen Karpathenrußlands einzuführen. 

Nach der Volkszählung von 1930 ſetzt ſich die Bevölkerung Karpathenrußlands 
wie folgt zuſammen: 447 000 Ruthenen, 140 000 Madjaren, 91000 Juden, 24 000 
Tſchechen, 13 000 Slowaken und ebenſo viele Deutſche, zuſammen rund 710 000 Ein⸗ 
wohner ffehecho-flomafifcher Staatsangehörigkeit. Das find noch nicht 5 v. H. der Ge⸗ 
ſamtbevölkerung des Staates. Den Hauptteil der Bevölkerung bilden mit 63 v. H. alſo 
die Ruthenen, die in größerer Zahl wohl erſt im 16. und 47. Jahrhundert in das 
damals noch kaum beßedelte Land eingewandert ſind. Ein großer Teil der rutheniſchen 
Siedlungen iſt erſt gegen Ende des 17. und zu Anfang des 18. Jahrhunderts enkſtanden. 
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Die Madjaren, die mit 16 v. H. der Bevölkerung die zweitgrößte Volksgruppe Kar⸗ 
pathenrußlands bilden, fiedeln in verhältnismäßiger Geſchloſſenheit in dem wirtſchaftlich 
günſtigſten Teil, dem ſüdweſtlichen Grenzſtreifen des Landes, wo ſie in 80 von den ins⸗ 
gefanıt 482 Ortsgemeinden Karpathenrußlands (nach der Volkszählung von 1930) die 
abſolute Mehrheit bilden. Die Juden ſtellen nächſt den Tſchechen den jüngſten Bevölke⸗ 
rungsteil Karpathenrußlands dar. Sie ſind im weſentlichen erſt im Laufe des 19. Jahr⸗ 
hunderts aus Polen bzw. Galizien zugewandert. Ihr Anteil an der Geſamtbevölkerung 
beträgt 13 v. H. Sie haben das Wirtſchaftsleben, vor allem den Handel völlig in der 
Hand. Neben den Tſchechen bilden ſie in Karpathenrußland das einzig „ſtaatstreue“ 
Element. Während es ſich bei den im Lande befindlichen Tſchechen, wie ſchon er⸗ 
wähnt, ausſchließlich um Elemente handelt, die erſt in den letzten 20 Jahren zugezogen ſind, 
gehören die Slowaken, die allerdings nur knapp 2 v. H. der Geſamtbevölkerung Kar⸗ 
pathenrußlands ausmachen, u deſſen alteingeſeſſenen Bevölkerungsteilen. Der ſlowa⸗ 
kiſche Volksboden reicht von Weſten her ein kleines Stück in das Gebiet hinein, während 
andererſeits das rutheniſche Siedlungsgebiet weit in den nordöſtlichen Teil der Slowakei 
vorſtößt. Die gleichfalls etwa 2 v. H. der Bevölkerung ausmachenden Deutſchen 
verteilen ſich, zumeiſt ohne räumlichen Zuſammenhang miteinander, über das ganze Land. 
Es gibt in Karpathenrußland 12 Ortsgemeinden mit abſoluter deutſcher Mehrheit. 


Die wirtſchaftliche Lage Karpathenrußlands iſt kataſtrophal. Die Lebens⸗ 
bedingungen haben ſich durch die politiſche Lostrennung von Ungarn 
empfindlich verſchlechtert. Früher ſind große Scharen von Gebirgsbewohnern 
während des Sommers als Saiſonarbeiter auf die großen Güter der ungariſchen 
Tiefebene gegangen. Sie haben dort gut verdient. Dieſe Verdienſtmöglichkeit haben ſie 
durch die Aufrichtung der neuen Grenze verloren. Der Hauptreichtum des Landes iſt ſein 
Holz. Früher iſt das waldarme ungariſche Tiefland deſſen Hauptabnehmer geweſen. Die 
Verbindung mit der Tſchecho⸗Slowakei hat den Weg zu dieſem nahen und lohnenden Ab⸗ 
ſatzmarkt weitgehend verſperrt. Durch den 1931 vom Zaun gebrochenen Wirtſchaftskrieg 
mit Ungarn ift die Holzaus fuhr nach Ungarn vollends auf ein Minimum zus 
ſamemngeſunken. Für die armen Gebirgsbewohner Karpathenrußlands aber iſt neben der 
Saiſonarbeit auf den Großgütern Ungarns die Waldarbeit die Hauptverdienſtquelle ge⸗ 
weſen. Von tſchechiſcher Seite iſt nichts geſchehen, um der Bevölkerung Erſatz für die 
verloren gegangenen Verdienſtmöglichkeiten zu ſchaffen. Es kommt noch hinzu, daß die an 
ſich nur ſpärlich vorhandene Induftrie, die ſich im Verbande Ungarns früher einer 
gewiſſen Förderung durch die Regierung hat erfreuen können, ſich unter den neuen Bedin- 
gungen nicht zu behaupten vermocht hat. Der rutheniſchen Intelligenz iſt der 
Zugang zu nahezu allen Berufen verſperrt. Unter ſolchen Umſtänden hat der niemals 
beſonders hohe Lebensſtandard der karpathenruſſiſchen Bevölkerung einen für europäiſche 
Verhältniſſe unwahrſcheinlichen Tiefſtand erreicht. Die Hungersnot iſt in die⸗ 
ſem Lande zu einer chroniſchen Erſcheinung geworden. Eine inter 
nationale Kommiffion unter Führung des Engländers Hamilton, die im Jahre 1932 
Karpathenrußland bereiſt hat, hat dort, ihrem Bericht zufolge, Zuſtände angetroffen, wie 
ſie ſelbſt nicht in den Hungergebieten Chinas und Indiens herrſchen. Dieſe Verelendung 
der Bevölkerung hat in Verbindung mit der politiſchen Entrechtung einerſeits zu einer 
wachſenden Feindſchaft der Bevölkerung gegen die tſchechiſchen 
Ausbeuter und Gewaltherxren geführt und andererſeits die Bevölkerung 
in die Arme des Kommunismus getrieben. 

Es find folgende Schlußfolgerungen zu ziehen: Die Tſchecho-Slowakei hat auf Kar⸗ 
pathenrußland weder ein hiſtoriſches noch ein völkiſches Anrecht. Die tſchechiſche Herr: 
ſchaft in dieſem Lande iſt eine Fremd- und Gewaltherrſchaft. Sie hat ſich nicht als fähig 
erwieſen, der Bevölkerung ihre wirtſchaftlichen Lebensgrundlagen zu ſichern. Sie lehnt 
es grundſätzlich ab, dem Lande die Autonomie zu gewähren, zu der ſie ſich im Friedens⸗ 
diktat freiwillig verpflichtet hat und die die Vorausſetzung für die Verbindung 
dieſes Landes mit der Tſchecho⸗Slowakei geweſen iſt. Der einzige Zweck, den Karpathen⸗ 
rußland im Verbande des tſchechiſchen Vielvölkerſtaates zu erfüllen hat, iſt, die Brücke 
zum ſowjetiſchen Bundesgenoſſen zu bilden. Fügt man noch hinzu, daß die tſchechiſche 
Herrſchaft die Bolſchewiſlerung der karpathenruſſiſchen Bevölkerung nicht zu verhindern 
vermocht hat, ſo muß man die Zugehörigkeit dieſes Landes zur Tſchecho⸗Slowakei, wie die 
Exiſtenz dieſes Staates überhaupt, als eine Gefährung des europäiſchen Friedens be— 
zeichnen. 


397 


Bor den Neuwahlen in Polen 


Es ift wohl an die zehn Jahre her, daß der damalige Chef des „Unparteilichen Blocks 
für die Zuſammenarbeit mit der Regierung“, Oberſt Slawek, erklärt hat: „Die 
Regierung weiß, daß das Volk ünicht hinter ihr ſteht, aber nie⸗ 
mand weiß, wo es eigentlich ſteht.“ Der Unparteiliche Block gehört ſeit 
Jahren der Vergangenheit an; er iſt letzten Endes an der Wahrheit des Satzes, mit der 
fein Chef damals die Undurchſichtigkeit der innerpolitiſchen Verhältniſſe Polens charak⸗ 
teriſiert hat, zugrunde gegangen. Dieſer Satz gilt auch noch heute. Wo das polniſche 
Volk in den oft und leidenſchaftlich erörterten Fragen der Innenpolitik eigentlich 
ſteht, das weiß auch heute kaum jemand zu ſagen. Dem „Lager der nationalen 
Einigung“ ergeht es in dieſer Hinſicht nicht beſſer, als es ſeinerzeit dem Unpartei⸗ 
lichen Block ergangen iſt. Im Gegenteil: Es ſteht weſentlich unſicherer und ungefeſtigter 
da als ſein Vorgänger, der wenigſtens das unerſetzbare moraliſche Plus der Autorität 
des Marſchalls Pilſudſki für ſich gehabt hat. Die Bemühungen des Lagers, die ſtaats⸗ 
bejahenden und aufbauwilligen Kräfte zu konzentrieren, werden heute kaum noch von 
der ernſten Seite genommen, nachdem der Kurs des Lagers erſt rechts und dann links 
gelenkt worden iſt, um ſchließlich, ohne eigentliches Ziel, den treibenden Unterſtrömungen 
der Verbeſſerer, der Konſervativen, der Nationalradikalen, der Militärkreiſe, der 
Bauernfreunde uſw. überlaſſen zu werden. 

Die Ungewißheit darüber, „wo das Volk eigentlich ſteht“, be⸗ 
ſteht nunmehr ſchon ſeit mehr als zwölf Jahren. Solange Pilfudffi 
gelebt hat, ift diefe Ungewißheit nicht beſonders ernſt zu nehmen geweſen, da die Perſön⸗ 
lichkeit dieſes Mannes wenigſtens an per Spitze der Staatsführung eine 
einheitliche Haltung zu garantieren vermocht hat. Seitdem dieſer Magnet 
aber fehlt, haben ſich die auseinanderſtrebenden Kräfte des innerpolitiſchen Lebens all⸗ 
mählich auch an der Spitze der Staatsführung auswirken können. Unter der Miniſter⸗ 
präſidentſchaft Koſcialkowſkis haben ſich dieſe Tendenzen zum erſten Male deutlich be⸗ 
merkbar gemacht. Damit aber iſt die Beantwortung der ſeit zwölf Jahren offen ſtehen— 
den Frage, „wo das Volk eigentlich ſteht“, zu einer Angelegenheit geworden, von deren 
Erledigung nicht nur die innerpolitiſche Autorität, ſondern auch das außenpolitiſche Ge⸗ 
wicht der Regierung abhängt. Die Tatſache, daß es dem Regime, das nach 
dem Namen des Marſchalls Pilſudſki benannt wird, in zwölf langen Jahren 
nicht gelungen iſt, die alten Oppoſitionsparteien auf gütlichem 
oder anderem Wege zum Verſchwinden zu bringen, muß natur⸗ 
gemäß die Vorſtellung wachrufen, daß dieſen Parteien doch 
etwas mehr an innerem Gehalt und äußerem Einfluß zu eigen 
ift, als die Phraſeologen der Regierungspreſſe wahrhaben 
wollen. Die Ulndurchſichtigkeit, die ſeit dem Mai⸗Umſturz von 1926 über den inner⸗ 
politiſchen Verhältniſſen Polens gelegen hat, iſt für die Staatsführung zweifellos nütz⸗ 
lich geweſen. Als Dauererſcheinung aber muß ſie ſich ſchließlich als ſchädlich erweiſen. 

Am 13. September d. J. hat Staatspräſident Moſcicki folgendes bekanntgegeben: 
„Seit den letzten Wahlen zur geſetzgebenden Kammer ſind weſentliche innerpolitiſche 
Aenderungen erfolgt. Neue Aufgaben von Bedeutung ſtehen vor der Oeffentlichkeit. Es 
iſt von der breiten Maſſe des Volkes das Verſtändnis für die Notwendigkeit der Mit⸗ 
arbeit an der Staatsarbeit zu erwarten. Ich habe es für angezeigt gehalten, die Zu⸗ 
ſammenſetzung der geſetzgebenden Kammern zuer neuern, damit fie 
in ihrer Arbeit vollkommenen Ausdruck der in der Oeffentlichkeit kurſierenden Strömungen 
nehmen können. Von den neuen geſetzgebenden Kammern werde ich erwarten, daß ſie 
Stellung nehmen zur Frage der Wahlen von Sejm und Senat. Im 
Zuſammenhang mit obigem [öfe ich auf Grund des Artikels 13, Abſatz 2 der Verfaſſung 
den Sejm und Senat mit dem heutigen Tage auf.“ Die Neuwahlen 
zum Sejm ſollen am 6. November und die zum Senat am 13. No: 
vember ſtattfinden. Dieſe Bekanntmachung iſt völlig unerwartet gekommen, ob: 
wohl in letzter Zeit Verhandlungen zwiſchen der Regierung und verſchiedenen oppoſitionel⸗ 
len Gruppen ſtattgefunden haben, die auf neue innerpolitiſche Maßnahmen der Regierung 
ſchließen ließen. So hat Miniſterpräſident Skladkowſki mit den Gewerkſchaften und 
Miniſter Kwiatkowſki mit der Volkspartei verhandelt. Da die Parlamentswah— 
len wieder auf Grund des alten, von den oppoſitionellen Par— 
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teienfhroffabgelebnten Wahlgeſetzes von 1935 durchgeführt werden, 
liegt es in der Hand der Regierung, die Zuſammenſetzung der beiden Kammern zu be⸗ 
ſtimmen. Zugleich aber geben die Handhaben, die dieſes Wahlgeſetz in die Hand der Rex 
gierung legen, dieſer die Möglichkeit, durch gewiſſe Zuſagen bezüglich der Zuſammen⸗ 
ſetzung der Wahlmännerverſammlung und der Kandidatenliſte die oppoſitionellen Gruppen 
aus ihrer unbedingten Gegnerſchaft gegen das herrſchende Syſtem herauszulocken. Daß 
die Regierung ſich ſo überraſchend zu Parlamentsneuwahlen entſchloſſen hat, hängt ſehr 
wahrſcheinlich damit zuſammen, daß in dieſem Jahre auch die Neuwahlen zu den 
Gemeinde vertretungen beginnen werden. Denn es iſt damit zu rechnen, daß 
durch dieſe Wahlen, wenn ſie wirklich „ſauber“ durchgeführt werden ſollten, die Gemeinde⸗ 
vertretungen zum größten Teil von regierungsfeindlichen Mehrheiten beſetzt werden. Das 
aber würde bei dem Einfluß, den die Zuſammenſetzung der Gemeindevertretungen auf 
Grund des Wahlgeſetzes von 1938 indirekt auf die Zuſammenſetzung des Parlaments be⸗ 
ſitzt, eine erhebliche Schwächung der Regierung bei den Parlamentswahlen zur Folge 
haben. Unter den gegebenen Umftänden finddie Wahlen zum Sejm 
und Senat nicht geeignet, die notwendige Klärung der inner⸗ 
politiſchen Kräfteverhältniſſe herbeizuführen. Etwas ande: 
res iſtes mit den Gemeindewahlen. 

Die Wahlen zu den Selbſtverwaltungskörperſchaften werden, 
obwohl fie nur den kommunalen Sektor des öffentlichen Lebens berühren, eine aus- 
geſprochen politiſche Note tragen. Sie werden für die Oppoſitions parteien, 
die ſeit Jahren erfolglos den Anſpruch auf die Macht im Staate erheben und bei den 
Gejm: und Senatswahlen wieder nicht zum vollen Einſatz ihrer Kräfte kommen, eine 
Generalprobe ſein, die allerdings von der Regierung mit großem Geſchick, be⸗ 
ginnend im Dezember d. J., über einen etwa eineinhalbjährigen Zeitraum hingeſchleppt 
und dadurch ihrer politiſchen Wirkung im weſentlichen beraubt wird. Immerhin wird 
es dem „Lager der nationalen Einigung“, das ſich weitgehend mit der Regie: 
rung identifiziert hat, nicht leicht fallen, bei dieſen Wahlen eine gute Figur abzugeben. 
Es wird ihm nur ſchwer gelingen, in den Städten neben den Endeken und Marxiſten, und 
in den Dörfern neben der Volkspartei zur Geltung zu kommen. Dieſe drei oppoſitionel⸗ 
len Gruppen kommen als oppoſitionelle Hauptkonkurrenten des Lagers in Betracht. 
Unter ihnen iſt der Volkspartei am meiſten Beachtung zu ſchenken. Dem geſteigerten 
Selbſtbewußtſein, das die Volkspartei an den Tag legt, entſpricht auch die betonte 
Schroffheit, mit der ſie ihre politiſchen Forderungen vorbringt. 

Bezeichnend hierfür iſt die Entſchließung, die der Oberſte Vollzugs⸗ 
ausſchuß der Volkspartei Ende Auguſt auf einer Tagung in Warſchau gefaßt 
hat. In dieſer Entſchließung hat es geheißen: Die Situation auf dem Dorfe ſei ſo ge⸗ 
ſpannt und die Lage der Landwirtſchaft ſo kataſtrophal, daß die Führung der Volks⸗ 
parfei nicht mehr das moralifche Recht für ſich in Anſpruch nehmen könne, von den 
Maſſen der Bauern noch weiterhin Geduld zu verlangen. Die moraliſche Verantwortung 
für die unvermeidlichen Folgen dieſes Zuſtandes falle auf die führenden Männer des 
Regierungslagers zurück, die, von inneren Streitigkeiten völlig in Anſpruch genommen, 
nicht ſehen, was im Lande, beſonders auf dem Dorfe geſchieht, und die, nur von dem 
Willen, ſich an der Macht zu halten, getrieben, alle Warnungen überhören und glauben, 
dieſe Warnungen als taktiſche Schachzüge der Oppoſition gering ſchätzen zu können. 
Die Beteiligung an den Parlaments wahlen iſt bisher von der Volkspartei wegen 
des ihr unangenehmen Wahlverfahrens mit aller Beſtimmtheit abgelehnt worden. Wenn 
ſie ſich zur Teilnahme an den Gemeinde wahlen entſchließt und wenn dieſe Wahlen 
dann tatſächlich erweiſen, daß dieſe Partei, wie allgemein angenommen wird, wenigſtens 
in Mittelpolen und Galizien die Maſſe der polniſchen Bauern hinter ſich hat, dann ge— 
winnt fie damit immerhin die Chance, von außen her auf die Beratungen 
des Parlaments über die Parlamentswahlreform einen Druck 
ausüben zu können. Und ſie hat in der Waffe des Bauernſtreiks ein ſehr 
wirkſames Mittel zur Hand. Denn die Lage im polniſchen Dorf iſt tatſächlich ver⸗ 
zweifelt und die Millionen brachliegender Arbeitskräfte, die auf den unzureichenden Ader- 
nahrungen als überflüſſiger Ballaſt vegetieren, ſtellen eine gärende Maſſe da, der das 
unerprobte Ideal des Bolſchewismus verlockender erſcheint, als das uneingelöſte Wort 
der katholiſchen Kirche. 

Von den anderen politiſchen Gruppen wird, wie geſagt, die politiſche Stoß— 
kraft der Volkspartei offenſichtlich recht hoch eingeſchätzt. Denn ſie bemühen ſich alle, mit 
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ihr in engere Fühlung zu kommen. Staatspräſident Mofcidi hat vor 
kurzem mit Vertretern der Volkspartei Eonferiert und ſich dabei wohl bemüht, dieſe 
Partei von ihrer unbedingten Oppoſition gegen das herrſchende Syſtem abzubringen. 
Das gutnachbarliche Verhältnis zwiſchen Volkspartei und Sozialdemokrati— 
ſcher Partei iſt verſchiedentlich in der gemeinſamen Teilnahme an Kundgebungen 
und Aufmärſchen zum Ausdruck gekommen. Ulnd von Seiten der Nationalen 
Partei ift der Volkspartei für die Gemeindewahlen ein förmliches Bündnisangebot ge: 
macht worden. Die Neigung der ſo umworbenen Partei, ſich nach dieſer oder jener 
Seite zu binden, iſt jedoch anſcheinend gering. Denn ein Zuſammengehen mit einer der 
anderen Dppofitionsgruppen könnte ihre Aktionsfreiheit gegenüber der Regierung be: 
laſten; von dieſen Kreifen ſelbſt aber wird fie durch ihre bisher zäh aufrecht erhaltenen 
Forderungen nach einer Redemokratiſterung des öffentlichen Lebens und nach einer Am: 
neſtierung des alten Bauernführers Witos getrennt. Es hängt von der Volkspartei ab, 
ob und in welcher Weiſe eine Klärung der innerpolitiſchen Verhältniſſe Polens erzielt wird. 

Daß die Parlaments wahlen keinen Einfluß auf den politiſchen Kurs in Polen 
haben werden, ift von Regierungsſeite bereits klar zum Ausdruck gebracht worden. 
Daß der Ausgang der Gemeindewahlen die politiſchen Machtverhältniſſe im 
Staate unmittelbar beeinfluſſen wird, iſt gleichfalls kaum anzunehmen. Aber immerhin 
wird dann eine tauglichere Plattform für die bisher völlig un⸗ 
fruchtbaren und im Dunkeln tappenden innerpolitiſchen Aus⸗ 
einanderſetzungen vorhanden fein. Von dieſer Plattform aus haben die 
verſchiedenen politiſchen Gruppen, die ſich bisher ſtets als unbekannte Größen gegenüber 
geſtanden haben, die Möglichkeit, ſich auf die große innerpolitiſche Auseinanderſetzung 
vorzubereiten, die aller Vorausſicht nach mit der im Jahre 1940 fälligen Neuwahl 


des Staatspräſidenten verbunden ſein wird, — wenn bis dahin nicht etwa 
Ereigniſſe eingetreten ſind, die alles das, was Polen heute innerpolitiſch bewegt, als 
gegenſtandslos erſcheinen laſſen. Dr. K 


„Beleidigung des polniſchen Staates“ 


In letzter Zeit häufen ſich in Polen die Fälle, in denen Angehörige der deut⸗ 
ſchen Volksgruppe verhaftet, vor Gericht geſtellt und verurteilt werden. Die 
Anklage lautet in den meiſten Fällen auf „Beleidigung des polniſchen Vol⸗ 
kes und Staates“ und „Verbreitung von Nachrichten, die geeignet find, die öffent: 
liche Ruhe und Ordnung zu ſtören“. Unkerſucht man die Fälle näher, fo ergibt ſich, daß 
es ſich zumeiſt darum handelt, daß die betreffenden Angehörigen der deutſchen Volks⸗ 
gruppe fi) in günſtigem Sinne über die erfolgreiche Aufbauarbeit 
des Nationalſozialismus in Deutſchland geäußert und die deutſchen 
Maßnahmen als vorbildlich auch für Polen hingeſtellt haben. Solche Aeußerungen, 
denen durchaus keine böſe Abſicht gegenüber Polen zugrunde zu liegen braucht, ſind dann, 
wie die Analyſierung der Fälle weiter ergibt, von Perſonen, die den betreffenden Deutſchen 
aus privaten Gründen mißgeſinnt find, in entſtellter Form zur Anzeige ge⸗ 
bracht worden. Nachſtehend ſollen einige derartige Fälle, deren ſich allein in den Woje⸗ 
wodſchaften Poſen und Pommerellen innerhalb der letzten beiden Monate 50 ereignet 
haben, angeführt werden: 

Der Ingenieur einer Graudenzer Fabrik war mit ſeinen polniſchen Arbeitern wegen 
der mangelhaften Arbeitsleiſtungen wiederholt in Streit geraten. Eines Tages wurde 
er durch die Anklage überraſcht, daß er die ihm unterſtehenden Arbeiter „in ihren heilig⸗ 
ſten Gefühlen als Polen beleidigt“ habe. Er wurde zu drei Monaten Gefäng⸗ 
nis mit dreijähriger Bewährungsfriſt verurteilt. — Ebenſo wie in dieſem, handelte es 
ſich auch in folgendem Falle um einen perſönlichen Racheakt polniſcher Arbeiter an ihrem 
deutſchen Vorgeſetzten: Die Landarbeiter eines im Kreiſe Konitz gelegenen Gutes erſchienen 
eines Tages bei der Polizei und erklärten, der deutſche Gutsverwalter habe „die polniſche 
Armee ſchlecht gemacht“ und geſagt, „bald werde Hitler kommen und auch in Pomme⸗ 
rellen Ordnung ſchaffen“. Gegen den Deutſchen wurde auf Grund dieſer Beſchuldigungen 
Anklage erhoben, und das Konitzer Bezirksgericht verurteilte ihn zu einem Jahr Ge— 
fängnis und 100 Zloty Geldftrafe. — Einer deutſchen Landwirksfrau im 
Kreiſe Wirſitz wurde der Prozeß gemacht, weil polniſche Soldaten, die bei ihr einquartiert 
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geivefen waren und mit denen fie Auseinanderſetzungen gehabt hatte, fie beſchuldigten, 
das polniſche Militär verächtlich gemacht“ zu haben. Die Frau wurde vom Bromberger 
Bezirksgericht zu acht Monaten Gefängnis ohne Strafaufſchub ver 
urteilt. — Eine deuffche Hausbeſitzerin im Kreiſe Bromberg hatte feit längerer Zeit 
i mit ihrem polniſchen Mieter. Eines Tages fühlte ſich dieſer plötzlich „in 
ſeiner Würde als Pole beleidigt“ und erſtattete Anzeige. Die Frau wurde vom Brom⸗ 
berger Bezirksgericht zu zwei Monaten Gefängnis ohne Strafauf— 
ſchub verurteilt. 

Vor einiger Zeit fuhr ein deutſcher Anſiedler aus der Petrikauer Gegend im Zuge nach 
Warſchau, wobei er ſich mit einem Bekannten deutſch unterhielt. Einige mitfahrende 
Polen, die übrigens die deutſche Sprache nicht oder nur mangelhaft verſtanden, behaup⸗ 
teten ſpäter, aus dem Geſpräch der beiden Deutſchen unfreundliche Bemerkungen über 
Polen herausgehört zu haben. Der deutſche Anſiedler wurde auf Grund dieſer unglaub⸗ 
würdigen Beſchuldigungen vom Petrikauer Bezirksgericht zu eineinhalb Jahren 
Gefängnis verurteilt. — Ein deutſcher Landwirt im Kreiſe Bromberg hatte ſich in 
einem Reſtaurant darüber geäußert, wie es in Pommerellen wohl ausſehen würde, wenn 
es wieder zu Deutſchland käme. Er wurde für dieſe unverbindliche Betrachtung mit z wei 
Jahren Gefängnis beſtraft. — Drei Deutſche aus dem Kreiſe Kolmar wurden 
wegen desſelben „Verbrechens“ für die Dauer vondrei Jahren aus der Grenz⸗ 
zone ausgewieſen und dadurch um ihre Exiſtenz gebracht. — Anläßlich eines 
Verkehrsunfalls hatte ſich ein deutſcher Landwirt aus dem Kreiſe Wirſitz kritiſch über den 
Zuſtand der Straßen in Polen geäußert und gemeint, in der Frage des Wegebaus könne 
Polen etwas von Deutſchland lernen. Das Konitzer Bezirksgericht hielt durch dieſe wohl⸗ 
meinende Aeußerung „die polniſche Ehre für verletzt“ und diktierte dem Deutſchen eine 
Gefängnisſtrafe von acht Monaten ohne Strafaufſchub zu. — 
Dem Obmann einer deutſchen Organiſation im Kreiſe Konitz wurde ein Gerichtsverfahren 
angehängt, weil ein 16jähriger Burſche behauptete, er habe in einer Mitgliederverſamm⸗ 
lung geſagt, daß es „auch in Pommerellen bald ſo kommen werde, wie in Oeſterreich“. 
Der Beſchuldigte konnte zwanzig Entlaſtungszeugen anführen, deren Ausſagen das Ko⸗ 
nitzer Bezirksgericht aber keinen Glauben ſchenkte. Auf Grund der Ausſage des 16jähri⸗ 
gen Burſchen wurde der Deutſche zu fünf Monaten Haft und 6000 Zloty 
Geldſtrafe, bzw. weiteren fünf Monaten Haft verurteilt. 


Am die Wahlen zum Memellandtag 


Der Memellandtag hat ſich am 5. September mit den Ende November oder 
Anfang Dezember d. J. ſtattfindenden Neuwahlen zum Landtag beſchäftigt. 
Dieſe Wahlen ſollen nach den Beſtimmungen des für die Landtagswahlen von 1935 er⸗ 
laſſenen Wahlgeſetzes durchgeführt werden, obwohl ſich bereits damals alle beteiligten 
Kreiſe und die neutralen Beobachter über die Untauglichkeit dieſes Geſetzes einig geweſen 
find. Um wenigſtens die gröbſten Unfinnigfeiten dieſes Geſetzes bei den bevorſtehenden 
Wahlen zu beheben, haben ſich die Präſidenten des Direktoriums und des Landtags be⸗ 
reits im Juli d. J. an den Gouverneur des Memelgebietes mit entſprechen— 
den Anträgen gewandt; fie haben von dieſem bisher aber nur unverbindliche und hin⸗ 
haltende Zuſagen erhalten. In der Landtagsſitzung find daher die vordringlichſten Forde— 
rungen, die bezüglich der kommenden Wahlen erhoben werden müſſen, noch einmal dar— 
gelegt worden. 

Zunächſt und vor allem muß das Memelgebiet verlangen, daß diejenigen 
Beſtimmungen des Wahlgeſetzes von 1935 beſeitigt werden, die 
im Widerſpruch zum Artikel 1 des Memelſtatuts einer großen 
Anzählldeükſſch gejinnter Wähler das“ Wählrecht vorenkyälten. 

Von derartigen Beſtimmungen werden u. a. alle die Perſonen betroffen, denen der 
Kriegskommandant unter irgendeinem Vorwand das aktive und paſſive Wahlrecht ent⸗ 
zogen hat, und die Perſonen, „die einer Organiſation angehört haben, welche gemäß Ge⸗ 
richtsurteil den Zweck verfolgte, Litauen die Unabhängigkeit zu nehmen oder von Litauen 
einen Gebietsteil loszureißen, falls von dieſem Gerichtsurteil ab gerechnet noch nicht fünf 
Jahre verfloſſen ſind“. Das Gerichtsurteil, von dem hier die Rede iſt, nämlich das Urteil 
in dem großen Kauener Kriegsgerichtsprozeß von 1938, iſt durch die Begnadigung der 
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Verurteilten zwar in feinen ſchlimmſten Folgen inzwiſchen beſeitigt worden. Aber wenn 
ſich die Verurteilten auch nicht mehr im Zuchthaus befinden, ſo ſind den Begnadigten 
doch immer noch nicht die bürgerlichen Ehrenrechte zurückgegeben worden. Sie können 
alſo weder wählen, noch gewählt werden. Die Rückgabe der Ehrenrechte an ſie iſt aber 
nichts anderes, als die Wiedergutmachung eines Unrechts. Schließlich muß auch jene Be⸗ 
ſtimmung des Wahlgeſetzes von 1935 verſchwinden, die beſagt, daß der Mitgliedſchaft im 
Memellandtag diejenigen Perſonen verluſtig gehen, die das Recht auf ihr Mandat „aus 
anderen Gründen verloren haben“. Dieſe Beſtimmung iſt ſo unklar und dehnbar, daß 
fie allen Willkürakten Tür und Tor öffnet. Wenn von memelländiſcher Seite die Be⸗ 
ſeitigung dieſer Beſtimmungen des Wahlgeſetzes von 1935 verlangt wird, fo handelt es 
ſich dabei nicht etwa nur um eine Preſtigefrage, ſondern um eine Forderung, deren Er: 
füllung oder Nichterfüllung für den Ausgang der kommenden Wahlen von ſchwer⸗ 
wiegender Bedeutung iſt. Denn durch die Anwendung der genannten 
Beſtimmungen haben mindeftens 410000 deutſch gefinnte 
Memelländer ihr aktives und paſſives Wahlrecht verloren. 


Von großer Bedeutung für den Ausgang der kommenden Wahlen ſind auch die 
zahlloſen großlitauiſchen Elemente, die in den letzten Jahren 
in das Memelgebiet hineingepumpt worden find und mit deren 
Stimmen die litauiſche Regierung hofft, früher oder ſpäter eine litauiſche Mehrheit im 
Landtag oder doch zum mindeſten im Memeler Stadtparlament zu gewinnen. Schon 
vor den früheren Wahlen haben die Litauer durch eine maſſenweiſe Heranziehung ſolcher 
Elemente die Wahlergebniſſe zu beeinfluſſen verſucht. Seit 1935 haben ſie die Unter⸗ 
wanderung des deutſchen Gebietes mit zwar weniger auffälligen Mitteln, aber mit um ſo 
größerer Syſtematik betrieben. Dabei hat der Gouverneur des Memelgebietes 
inſofern Hilfsſtellung geleiſtet, als er gegen alle vom Landtag beſchloſſenen Geſetze, die 
darauf abzielten, die ſozialen, wirtſchaftlichen und kulturellen Schäden einer ſolchen 
Maſſenzuwanderung von der alteingeſeſſenen Bevölkerung des Gebietes abzuwenden, 
ſein Veto eingelegt, das Inkrafttreten dieſer Geſetze alſo verhindert hat. Auf dieſe Weiſe 
iſt es tatſächlich gelungen, das den litauiſchen Plänen gefügige Bevölkerungselement im 
Memelgebiet zahlenmäßig beträchtlich zu ſtärken. Es muß aber ganz eindeutig feſt⸗ 
geſtellt werden, daß den Stimmen, die dieſe Zuwanderer, die im Memelgebiet kein Hei: 
matrecht beſitzen, bei den Wahlen abgeben, nicht im entfernteſten jenes moraliſche 
Gewicht beizumeſſen iſt, das den Skimmen der alteingeſeſſenen Memelländer zu⸗ 
kommt. Denn es geht bei den Wahlen letzten Endes um das Schickſal der Autonomie. 
Dieſe Autonomie aber iſt dem Memelgebiet gewährt worden, um der ſeit alters her dort 
ſitzenden Bevölkerung ihre ererbte deutſche Kultur gegen die fremden, von Großlitauen 
her einſtrömenden Einflüſſe zu ſichern. Eine getrennte Auszählung der 
Stimmen, die bei den Wahlen einerſeits von den Alteingeſeſſenen, alſo 
Heimatberechtigten, und andererſeits von den Zuge wanderten, alſo Landfremden, 
abgegeben worden ſind, würde ohne Zweifel den Nachweis erbringen, daß es den Litauern 
in keiner Weiſe gelungen iſt, unter den Alteingeſeſſenen, denen einzig und allein das Recht 
über das Schickſal ihrer Heimat zu beſtimmen, zukommt, Eroberungen zu machen. 

Das Memelgebiet muß vor allem auch darauf beſtehen, daß die kommenden Wahlen 
unter Bedingungen ſtattfinden, die auch der deutſch geſinnten Bevölkerungsmehrheit die 
Möglichkeit einer unbehinderten Werbearbeit und einer freien Abſtimmung garantieren. 
Unfer dem noch immer herrſchenden Kriegszuſtand iſt aber dieſe 
Garantie erfahrungsgemäß nicht gegeben, da der Kriegszu— 
ſtand die deutſch geſinnte Bevölkerungsmehrheit unter Aus⸗ 
nahmerecht ſtellt und zu Bürgern minderen Rechtes ſtempelt, 
denen die Vertretung ihrer völkiſchen Belange als eine Gefähr⸗ 
dung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, und als ein Yn- 
griff auf den Beſtand des litauiſchen Staates, mithin als eine 
ſtrafbare Handlung angerechnet wird. Der Kriegszuſtand muß alſo 
fallen, ehe die Wahlen ſtattfinden. Der Abgeordnete Bingau hat hierzu in der Sitzung 
des Memellandtags vom 5. September erklärt: „Es iſt in keinem Lande üblich, daß die 
Wahlen zur Zeit des Kriegszuſtandes vorgenommen werden. Hier bei uns ſoll das nun 
ſchon zum fünften Male geſchehen. Auch heute lautet unſere Forderung: Aufhebung des 
Kriegszuſtandes und Beſeitigung der Staatsſicherheitspolizei, damit ein freies Volk in 
freier Abſtimmung bei der kommenden Landtagswahl ſeinen Willen bekunden kann.“ 
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Oſtland⸗Chronik 


„Der Mythos vom Deutſchen“ in der 

polniſchen Preſſe 

Das neue Buch von Dr. Kurt Lück 
„Der Mythos vom Deutſchen in der polniz 
ſchen Volksüberlieferung und Literatur“ 
(Verlag S. Hirzel, Leipzig) iſt in der polni⸗ 
ſchen Preſſe zunächſt ſcharf angegriffen 
worden, was weſentlich zu ſeiner über⸗ 
raſchend ſchnellen Verbreitung beigetragen 
hat. Der erſten ſchroffen Ablehnung ſind 
jetzt aber in einer Reihe polniſcher Zeikungen 
ruhige und ſachliche Beſprechungen des 
Buches gefolgt. Zwar beanſtandet z. B. im 
„Iluſtrowany Kuryer Codzienny“ vom 
3. Auguſt ein Poſener Publiziſt einige (von 
ihm allerdings mißverſtandene) Theſen des 
Buches, doch anerkennt er, die von Lück mit 
ſeinem Werke verfolgten Abſichten „mögen 
die allerbeſten ſein“ und „der 
wiſſenſchaftliche Apparat, mit 
dem Dr. Lück operiert, iſt tat⸗ 
ſächlich rieſenhaft und bewun⸗ 
dernswert.“ Die Poſener Wochen: 
ſchrift „Kultura“ (1938 Nr. 33) weiſt 
in einer Beſprechung polniſcher Werke darauf 
hin, der Deutſche würde in Polen immer 
nach einer alten Schablone dargeſtellt: 
„Der Deutſche muß immer fett, ordinär, 
trivial, geizig, ohne jegliche Geſellſchafts⸗ 
kultur, . .. feige, hinterliſtig fein“ uſw. 
Dieſe Art der Darſtellung müſſe, ſo ſchreibt 
zum Gchluffe. die polniſche Zeitſchrift, „ges 
mäß unſerer nationalen Ehre und der 
Wirklichkeit einer Reviſion unterzogen 
werden.“ In einem grundſätzlichen und aus⸗ 
führlichen Bericht nimmt auch die Wilnaer 
Zeitung „Slowo“ vom 18. Auguſt zu 
Lücks Buch Stellung. Sie nennt es „ein 
impoſantes Werk“. „Man könne ſeine 
Verwunderung und ſein Erſtaunen nicht 
verſchweigen, daß ein Menſch eine ſo 
rieſenhafte Arbeit leiſten konnte.“ Nach 
einem lleberblick über den Inhalt des 
Buches ſchreibt das Blatt zum Schluſſe 
wörtlich: „Welche Ulmriſſe ſchließlich der 
Mythos vom Deutſchen in der polniſchen 
Volksüberlieferung und Literatur einnimmt, 
kann man ſich leicht vorſtellen: nicht 
ſchmeichelhaft und ſehr unangenehm für die 
Deutſchen, um ſo mehr, als Lück ſelbſt die 
draſtiſchſten Ueberlieferungen des Volks⸗ 
mundes nicht verſchwiegen hat. Aber die 
Wahrheit verträgt keine Bemäntelung und 
Lück hat recht, daß er ſie klarſtellt. Er tut 
das leidenſchaftslos und ruhig und nur zu 


dem Zwecke, daß ſein Buch ein Beitrag zum 
gegenſeitigen Verſtehen ſein möge, nicht im 
Sinne dieſer oder jener politiſchen Ten: 
denzen, ſondern im Intereſſe eines tieferen 
Wiſſens von beiden Völkern und ihrer 
nahen geſchichtlichen und kulturellen Nach⸗ 


barſchaft.“ 


Friedrich der Große als polniſche Film⸗ 

geſtalt 

In der reichsdeutſchen Preſſe iſt eine ſehr 
bezeichnende Entgleiſung, die ſich Polen auf 
der letzten Internationalen Film- 
ſchau in Venedig gegenüber Deutſch⸗ 
land geleiſtet hat, ziemlich unbeachtet ge⸗ 
blieben. Polen hat es für richtig gehalten, 
auf dieſem großen Filmwettbewerb auch 
eine Verfilmung des Bühnen: 
ſtückes von Nowaczynſki „Fried⸗ 
rich der Große“ (mit Ludwig Goljfi 
in der Hauptrolle) zur Vorführung zu 
bringen. Die „Deutſchen Nachrichten“ 
(Poſen) haben darüber folgendes ge⸗ 
ſchrieben: „Wir haben 1936 Solſki in 
feinem Stück im „Teatr Polſki' betrachten 
dürfen. Wir haben damals geſchwiegen, 
weil wir meinten, daß ſich der kleine Moritz 
die Geſchichte und die großen geſchichtlichen 
Perſönlichkeiten in Polen zurechtlegen kann, 
wie es ihm genehm iſt. Herr Nowaczynſki 
kann über Friedrich den Großen meinen, 
was er will, Ernſt nehmen kann Herrn 
Nowaczynſkis Hiſtorizismus', wer nichts 
anderes zu tun hat, und ſchließlich kann 
dieſen Nowaczynſkiſchen „Hiſtorizismus', den 
nur der blinde Haß inſpirieren konnte, Herr 
Solſki interpretieren, wie ihm paßt. Wenn 
ſich Polen darüber freut, daß Friedrich der 
Große als Kretin dargeſtellt wird, dann 
kann uns dieſes Polen im Hinblick auf die 
preußiſch⸗polniſchen Beziehungen um jene 
Zeit nur leid tun. Herrn Solſkis Dar— 
ſtellung mag ſich für den polniſchen Haus⸗ 
gebrauch eignen. Für die Filmſchau 
in Venedig war dieſe Dar⸗ 
ſtellung ein bedauerlicher Fehl⸗ 
griff und eine grobe Geſchmack⸗ 
loſigkeit, die nicht ſcharf genug ver⸗ 
urteilt werden kann. Während Deutſchlands 
Filme über Polen und über polniſche Frei⸗ 
heitshelden die Polen international nur 
populär machen, was auch die polniſchen 
Zeitungen anerkennen mußten, dankt 
Polen mit einer üblen Ver⸗ 
zerrung der geſchichtlichen Per: 
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ſönlichkeit Friedrichs des Großen. 
Als Karrikatur mag die Leiſtung Golffis 
gelten, als Menſchendarſtellung iſt ſie 
ſcheußlich und von einer Ebene geſehen, die 
mit künſtleriſcher und menſchlicher Größe 
wenig oder gar nichts gemein hat.“ 


Um die deutſchen Namen in Polen 

Im Miniſterialblatt des Reichs⸗ und 
Preußiſchen Miniſteriums des Innern 
Nr. 35 vom 24. Auguſt d. J. iſt ein Rund⸗ 
ſchreiben des Reichsminiſters vom 18. Au⸗ 
guſt d. J. veröffentlicht, das u. a. folgende 
Anordnung enthält: „Nichtdeutſche 
Vornamen dürfen für Kinder deutſcher 
Staatsangehöriger nur zugelaſſen werden, 
wenn ein beſonderer Grund dies rechtfertigt 
(3. B. Zugehörigkeit zu einem nichtdeutſchen 
Volkstum)“. Den Angehörigen des polni⸗ 
ſchen Volksſplitters in Deutſchland iſt da⸗ 
mit das Recht, ihren Kindern polniſche 
Vornamen in polniſcher Schreibweiſe zu 
geben und in die Standesamtsregiſter ein⸗ 
tragen zu laſſen, geſichert. Die deutſche 
Preſſe in Polen hat in ihren Kommentaren 
zu dem Rundſchreiben des Reichsinnen⸗ 
miniſters mit Recht darauf hingewieſen, 
daß für den deutſchen Vornamen 
in Polen die Gleichberechti⸗ 
gung noch nicht geſichert iſt. Ja, 
es iſt in Polen wiederholt vorgekommen, 
daß nicht nur deutſche Vor- 
namen, ſondern auch deutſche 
Familiennamen gegen den Willen 
der Namensträger poloniſiert 
worden ſind. Von dem Schickſal der 
deutſchen Firmenſchilder in Polen völlig zu 
ſchweigen! Erſt vor kurzem hat ſich der 
„Kurjer Poznanſki“ heftig darüber erregt, 
daß ſich der deutſche Kaufmann Johann 
Bonin in Konitz geweigert hat, in der 
Firmenbezeichnung feinen Vornamen Jo⸗ 
hann in Jan umzuändern. „Die Polen 
müßten ſich das merken“, hat das genannte 
Blatt dazu geſchrieben, „und entſprechende 
Folgerungen gegenüber dieſem auf⸗ 
ſäſſigen (I) Deutſchen ziehen“. Dann ver⸗ 
zeichnet das Blatt mit Genugtuung, daß 
unbekannte Täter nächtlicherweile auf der 
Firmentafel den deutſchen Namen Johann 
mit der polniſchen Namensform Jan über⸗ 
pinſelt haben. 


Der Fall „Winicki“ 


Am 18. Auguſt d. J. iſt in der Nähe des 
Bahnhofes Adlershorſt auf den Schienen in 
ſchwerverletztem Zuſtand der polniſche Eifen- 
bahnadjunkt Winidi aufgefunden worden. 
Die Unterſuchung hat ergeben, daß Winicki 
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ſich an dem genannten Tage an einem auf 
dem Bahnhof Adlershorſt haltenden Güter⸗ 
zug zu ſchaffen gemacht hat, um, wie er dem 
Zugführer erklärt hat, ſich in einem der Wa⸗ 
gen ſchlafen zu legen. Vom Zugführer iſt 
ihm bedeutet worden, daß in dem 5 keine 
Schlafgelegenheit ſei. Daß Winicki trotz⸗ 
dem ſeine Abſicht ausgeführt hat, iſt vom 
Zugperſonal nicht bemerkt worden. Später 
hat Winicki aber erzählt, daß er mit dem 
deutſchen Zugperſonal wegen politiſcher 
Meinungsverſchiedenheiten in einen heftigen 
Streit geraten und aus dem fahrenden Zug 
geworfen worden ſei. Auf Grund dieſer Er⸗ 
zählung Winickis ſind die deutſchen Eiſen⸗ 
bahnbedienſteten Danziger Staatsangehörig⸗ 
keit, die den fraglichen Zug begleitet haben, 
zu einer Vernehmung nach Gdingen geladen, 
von der Kriminalpolizei verhaftet und 
ſchließlich dem Unterſuchungsrichter zuge⸗ 
führt worden. Bei einer Gegenüberſtellung 
hat Winicki von den ſechs deutſchen Eiſen⸗ 
bahnern zunächſt bald dieſen, bald jenen als 
den Schuldigen bezeichnet und ſchließlich 
kategoriſch behauptet, der Zugführer Haſſe 
ſei der Haupttäter geweſen. Dafür, daß 
dieſe ungeheuerlichen Anſchuldigungen des 
Polen den Tatſachen entſprechen, ſind keiner⸗ 
lei Anhaltspunkte vorhanden. Offenſichtlich 
iſt Winicki durch eigene Unachtſamkeit auf 
den Schienen verunglückt und, um ſich trotz 
ſeines Verſchuldens eine Rente zu ſichern, 
hat er ſich das Märchen von dem 
„hitleriſtiſchen Ueberfall“ er⸗ 
dacht, in der nicht unberechtigten Erwar⸗ 
fung, daß die polniſche Hetzpreſſe dieſen 
„Fall“ ſofort aufgreifen und zum Gegen⸗ 
ſtand einer Propagandaaktion gegen das ihr 
verhaßte deutſche Danzig machen, ihn ſelbſt 
aber zum Märtyrer erheben und damit die 
für die Auszahlung der von ihm erhofften 
Rente zuſtändige Stelle unter moraliſchen 
Druck ſetzen werde. Was die Preſſe anbe⸗ 
langt, ſo hat Winicki ganz richtig getippt. 
Der „Fall Winicki“ erinnert an einen ande⸗ 
ren Fall, der ſich 1931 in Danzig ereignet 
hat und, wie jetzt die Erzählung des verun⸗ 
glückten Eiſenbahnadjunkten, zu den übel⸗ 
ſten Verleumdungen und Beſchimpfungen 
Danzigs und des Nationalſozialismus aus: 
genutzt worden iſt. Damals hatte ſich ein 
polniſcher Matroſe namens Jerzyk mit 
ſeinem Taſchenmeſſer ein Hakenkreuz in die 
Bruſt geribt und dann behauptet, von Na⸗ 
tionalfozialiften überfallen und derart miß⸗ 
handelt worden zu ſein. Der Fall Winicki 
iſt alſo nichts Neues. Das Erſtaunliche an 
der ganzen Angelegenheit iſt aber, daß ſich 
in Polen keine Stelle, weder eine private 


noch eine amtliche, findet, die Anftoß daran 
nimmt, daß Verleumder als nationale Mär: 
tyrer herausgeputzt werden. 


Gegen die deutſchen Zeitſchriften 


Die Thorner Ortsgruppe des „Ver⸗ 
bandes Junges Polen“ verbreitete 
in allen Thorner Gaſtſtätten und Kiosken 
Flugzettel folgenden Inhalts: „Wir beob⸗ 
achteten, daß in Ihrem Lokal für das 
Publikum deutſche Zeitſchriften 
ausgelegt find. Wir wenden uns daher 
an Sie mit der dringenden Aufforderung, 
das Abonnement und die Verbreitung dieſer 
Zeitſchriften einzuſtellen, da ſie uns dem 
Geiſte nach fremd ſind, eine feindliche und 
unſerem Volke ſchädliche Propaganda 
treiben und unſere Jugend irreführen. 
Unfere Sprache und unfere polniſche Preſſe 
ſind ſo ſchön und reich, daß ſie vollauf zur 
Verbreitung unſerer heimiſchen Kulkur 
genügen. Wir machen Sie gleich⸗ 
zeitig darauf aufmerkſam, daß 
für den Fallder Nichterfüllung 
unſerer Forderung die bei Ihnen 
ausgelegten Zeitſchriften zum 
Wohle des großen, mächtigen 
und gerechten Polen ſyſtema—⸗ 
tiſch von uns vernichtet werden. 


Verarmung der Maſſen 


„Wir in Polen lieben es, unangenehme 
Erſcheinungen, die Unruhe ſtiften könnten, 
mit Stillſchweigen zu übergehen. Wir ver⸗ 
bergen ſie mit irgend einer banalen Phraſe. 
Wir pflegen unſere Wunden oder Ge⸗ 
ſchwüre am Sozialorganismus zu über⸗ 
pudern, um dadurch den Anſchein zu 
erwecken, als ob beiſpielsweiſe die Haupt⸗ 
ſtadt unſeres Landes nicht mehr die vielen 
Tauſende an Arbeitsloſen und Obdachloſen 
beſitzt, die in Baracken vegetieren. Es zeigt 
ſich indeſſen, daß ſelbſt bei der Tendenz, 
das Uebel nicht zu übertreiben, die Tages: 
preſſe nicht umhin kann, täglich Notizen 
darüber zu veröffentlichen, daß auf dem 
Lande faſt jedes größere Vergnügen mit 
einem Totſchlag endet, daß unter den Teil⸗ 
nehmern blutige Meſſerſtechereien ſtatt⸗ 
finden, daß das Banditentum in der Provinz 
im umgekehrten Verhältnis zu unſerer 
Sicherheitsbereitſchaft wächſt, daß man 
immer häufiger von bösartigem Errichten 
von Barrikaden auf den Chauſſeen hört, 
um eine Kataſtrophe „für die Herren zu 


Werbt für 


verurſachen, die im Auto fahren“, daß die 
Trunkſucht und die Händelſucht in den 
Dörfern und Kleinſtädten im Steigen be⸗ 
griffen iſt. .. Nach unſerer Auffaſſung iſt 
ſowohl die Verwilderung eines Teiles der 
dörflichen Bevölkerung wie auch das An⸗ 
wachſen des Banditentums und der Rauf⸗ 
luſt im Proletariat der Großſtädte auf die 
lange Arbeitsloſigkeit und die 
Verarmung der Maſſen zurückzu⸗ 
führen. Sie ſind den normalen Exiſtenz⸗ 
bedingungen enthoben, ſie ſinken durch die 
Not von Stufe zu Stufe und haben in 
moraliſcher Beziehung faſt die Stufe der 
Gefängnisinſaſſen und der Inſaſſen der 
Beſſerungsanſtalten erreicht.“ So ſtand am 
25. Auguſt d. J. in der „Codzianna Gazeta 
Handlowa“ zu leſen. 


Deulſche Heimweber in Mittelpolen 


In der im September d. J. erſtmals er⸗ 
ſcheinenden Zeitſchrift „Der Aufbau“ 
(Kattowitz) hat E. O. Schütz über die 
Lage der deutſchen Heimweber 
in Lodz und Umgebung berichtet. 
Es gibt dort ſchätzungsweiſe 5000 Heim⸗ 
weber deutſcher Volkszugehörigkeit, die faſt 
durchweg in äußerſt bedrängten Verhält⸗ 
niſſen leben. Die Heimweber arbeiten ent⸗ 
weder in Lohn oder für eigene Rechnung. 
Im erſten Fall liefert der Unternehmer, 
meiſt ein Jude, das Garn und bezahlt die 
Arbeit. Aber auch die Heimweber, die für 
eigene Rechnung arbeiten, kommen bei den 
in Polen herrſchenden Zuſtänden nicht um 
den jüdiſchen Händler herum. Auch ſie 
müſſen ihr Garn zumeiſt von Juden be⸗ 
ziehen und als Käufer der fertigen Ware 
kommen gleichfalls in erſter Linie wieder 
Juden in Frage. Es iſt ſelten, daß ein 
deutſcher Heimweber unter ſolchen Umſtän⸗ 
den auf mehr als 30 Zloty Wochenverdienſt 
bei zwölf⸗ und mehrſtündiger täglicher Ar⸗ 
beitszeit kommt. Eine Sozialgeſetzgebung, 
die die Heimarbeiter vor Ausbeutung ſchützt, 
gibt es in Polen nicht. Der einzige Weg, 
die Lage dieſer Ausgebeuteten zu beſſern, 
iſt die Selbſthilfe, der genoſſenſchaftliche Zu⸗ 
ſammenſchluß mit dem Ziel, die Qualität der 
Arbeit zu heben und den jüdiſchen Zwiſchen⸗ 
handel auszuſchalten. Einen Anfang in 
dieſer Richtung hat im Mai d. J. die „Ge⸗ 
noſſenſchaft Deutſcher Heim- 
arbeiter“ gemacht, die den Heimweber 
in direkte Verbindung mit dem Abnehmer 
zu bringen verſucht. 


„Oſt land“ 
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Bücher über den Oſten 


Die gowaltſame Vertſchechung des deutſchen 
Igellandes. Von Werner Schaumann. 
Univerſitäts⸗Verlagsbuchhandlung Wilhelm Brau— 


müller, Wien 1938. 127 Seiten. — Die 
vorliegende Ulnterſuchung iſt als Band I 
der von dem ſudetendeutſchen Abgeord⸗ 


neten K. H. Frank herausgegebenen „Doku⸗ 
mente der Entnationaliſierung“ erſchienen. Aus⸗ 
gehend von den Verſprechungen der tſchechiſchen 
Politiker, die ihrer politiſchen Gewalt ausge⸗ 
lieferten Deutſchen gerecht und human zu be: 
handeln, gibt der Verfaſſer eine Chronik der 
Tſchechiſterungsmaßnahmen, die feit der Er⸗ 
richtung des tſchechiſchen Staates über das 
Deutſchtum der Iglauer Sprachinſel hinweg⸗ 
gegangen ſind. Alle im Volkstumskampf nur 
denkbaren Gewaltmaßnahmen hat dieſes Deutſch⸗ 
tum, das zur Zeit des Umſturzes noch eine 
ſichere Mehrheit im Sprachinſelgebiet ausge⸗ 
macht hat, kennengelernt: gefälſchte Volkszäh⸗ 
lungen und Wahlſchiebungen, Unterdrückung des 
Schulweſens und Bodenraub, Verdrängung vom 
Arbeitsplatz und ungerechte Auftragsverteilung, 
Verwaltungsſchikanen, Straßenterror uff. Es 
ſteht außer Zweifel, daß der Rückgang des 
Iglauer Deutſchtums nicht ein natürlicher Vor⸗ 
gang, ſondern eine durch unausgeſetzte Gewalt⸗ 
anwendung verurſachte Erſcheinung iſt. Dr. K. 


Gegenwartsfragen der ländlichen Siedlung 
in Poſen und Pommerellen. Von K. Baller⸗ 
ftedt. Selbſtverlag des Inſtituts für oſt⸗ 
europäiſche Wirtſchaft, Königsberg / Pr. 1938. 
30 Seiten. — Die Broſchüre behandelt ein 
ſehr aktuelles Problem der polniſchen Wirt⸗ 
ſchafts⸗ und Bevölkerungspolitik, durch deſſen 
Löſung das Deutſchtum in Poſen und Pomme⸗ 
rellen aufs ſtärkſte berührt wird. Der Ver⸗ 
faſſer ſtellt zunächſt feſt, daß die im polniſchen 
Agrarreformgeſetz von 1925 vorgeſehene Land⸗ 
reſerve in den Wojewodſchaften Mittel, Oft: 
und Südpolens bis auf verhältnismäßig geringe 
Reſte aufgebraucht iſt und daß auf die Weſt⸗ 
gebiete, in allererſter Linie auf Poſen, faſt 
die Hälfte der noch verfügbaren Landreſerven 
entfällt, ſo daß ſich das Schwergewicht der 
Parzellierungsmaßnahmen in den nächſten 
Jahren eindeutig auf dieſe ehemals reichs⸗ 
deutſchen Gebiete verlagern wird. Der Verfaſſer 
weiſt dann nach, daß die Agrarreform. in dieſen 
Gebieten eindeutig volkspolitiſche Zwecke ver⸗ 
folgt, d. h. auf die möglichſt raſche Vernichtung 
des deutſchen Großbeſitzes ausgeht. Er weiſt 
dabei darauf hin, daß die Zwangsagufteilung 
ſich vorwiegend auf die Kreiſe mit dem ver⸗ 
hältnismäßig ſtärkſten deutſchen Großbeſitz ſowie 
auf die unmittelbaren Grenzkreiſe erſtreckt und 
daß polniſcher Großbeſitz in ſtärkerem Maße 
nur dort zur Zwangsparzellierung herangezogen 
wird, wo wenig deutſcher Groß-, aber viel 
deutſcher Bauernbeſitz vorhanden iſt, wo es 
alſo darauf ankommt, das deutſche Siedlungs⸗ 
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gebiet mit möglichſt ſtarken Gruppen polniſchen 
Volkstums zu durchſetzen. Im einzelnen werden 
die von polniſcher Seite angeführten Begrün⸗ 
dungen für die Zerſchlagung der deutſchen Güter 
beſprochen, fo die bekannte Theſe, daß der 
deutſche Anteil am Grundbeſitz auf den deut⸗ 
ſchen Anteil der Bevölkerung herabgedrückt 
werden müſſe, oder die Theſe, daß die Par⸗ 
zellierungsaktion in den Weſtgebieten dazu 
diene, die übervölkerten Agrarbezirke Mittel⸗ 
und Südpolens zu entlaſten, uſw. Weiter be⸗ 
handelt der Verfaſſer die Siedlungsmethoden, 
wobei er beſonders das Für und Wider der 
Primitivſiedlung beſpricht, die hohe geldliche 
Belaſtung der Siedler betont und die wirtſchaft⸗ 
lich⸗ſozialen Schwierigkeiten der polniſchen Oſt⸗ 
Weſt⸗Sſedlung erörtert, die ſich aus der Ver⸗ 
pflanzung von Siedlern aus rückſtändigen in 
hochentwickelte Agrargebiete naturnotwendig er⸗ 
geben. Der Verfaſſer ftelle u. a. auch feſt, daß 
unter der Bevölkerung der Weſtgebiete ſelber 
kein Landhunger beſteht, der das enorme Aus⸗ 
maß der Parzellierungsaktion in dieſen Gebieten 
rechtfertigen könnte, daß die Parzellierung und 
namentlich die in den letzten Jahren ſtärker 
hervortretende Heranziehung von Siedlern aus 
Galizien notwendigerweiſe zu einer empfind⸗ 
lichen Senkung des agrarwirtſchaftlichen Nive⸗ 
aus der Weſtgebiete führt, daß deutſche Volks⸗ 
angehörige von der Zuteilung parzellierten 
Landes jo gut wie völlig ausgeſchloſſen find, 
uam. Dr. K. 


Das neue Oſtpreußen. 
den Aufbau der Provinz. Bearbeitet von 
Hans- Bernhard von Grünberg. 
Pädagogiſche Verlagsgemeinſchaft Oſtpreußen 
GmbH., Königsberg Pr. 1938. 327 Seiten. 
— Das intereſſante Buch, das die beſten 
Sachkenner zu ſeinen Mitarbeitern zählt, gibt 
Auskunft über die Fortſchritte, die ſeit der 
Machtergreifung im wirtſchaftlichen Aufbau 
Oſtpreußens bis Anfang 1938 erzielt worden 
ſind. Die Darſtellung geht aus von den natür⸗ 
lichen Gegebenheiten (Boden, Klima uſw.) und 
den bevölkerungspolitiſchen Tatſachen (Bevölke⸗ 
rungsbewegung, Wanderung, Berufsgliederung 
uſw.), die bei jeder planmäßigen Aufbauarbeit 
in Rechnung geſtellt werden müſſen. Es werden 
dann das erſte Stadium des Aufbaus, die 
Ueberwindung der Arbeitsloſigkeit, und die 
Methode der Aufbauplauung behandelt. In den 
folgenden Kapiteln werden im einzelnen die 
Maßnahmen beſchrieben, die zur Hebung der 
Land⸗ und Forſtwirtſchaft, der gewerblichen 
Wirtſchaft, der Energieverſorgung, des Ver⸗ 
kehrsweſens und des Finanz- und Kreditweſens 
angewandt worden ſind. Zugleich wird die 
Eutwicklung geſchildert, welche die genannten 
Wirtſchaftszweige ſeit 1933 durchgemacht haben. 
Oſtpreußen kann mit Stolz auf eine durch 
ſtärkſte Energieanſpannung und allgemeine 


Rechenſchaft über 


Einſatzbereitſchaft erzielte Leiſtung zurückblicken. 
Der Bericht verſchweigt aber auch nicht die 
Schwierigkeiten, denen der Aufbau begegnet iſt 
und auch heute noch begegnet. Es ſei nur 
erinnert an die den induſtriellen Aufbau auf 
manchen Gebieten lähmende Beibehaltung des 
für Oſtpreußen ungünſtigen Rohſtoffverteilungs⸗ 
ſchlüſſels. Der Bericht verſchweigt auch nicht, 
daß ſich in der Lohnſpanne zwiſchen Oſt und 
Weſt, in der Unzulänglichkeit des ländlichen 
Wohnungsweſens, in der menſchenanſaugenden 
Konzentration gewiſſer Induſtriezweige in 
Mitteldeutſchland uſw. dem eigentlichen Zweck 
des Oſtpreußenplanes, die Menſchen im Lande 
zu halten, vorerſt noch nicht überwundene 
Hinderniſſe in den Weg geſtellt haben. Trotz⸗ 
dem hinterläßt das Studium des Berichtes den 
Eindruck, daß der ſeit 1933 beſchrittene Weg 
für Oſtpreußen der richtige iſt und daß er 
Erfolge gezeitigt hat, die ſeine Weiterverfolgung 
als ein Gebot der deutſchen Wirtſchafts-, 
Kultur- und Machtgeltung im Oſten erſcheinen 
laſſen. Der Text enthält zahlreiche ſtatiſtiſche 
Ueberſichten, graphiſche Darſtellungen uſw. Eine 
größere Anzahl von Bildern gibt Ausſchnitte 
aus dem Wirtſchaftsaufbau von Deutſchlands 
öſtlichſter Provinz. Dr. K 


Der Große Kurfürſt von Brandenburg. 
Roman von Hans Heyck. L. Staackmann 
Verlag, Leipzig 1938. 436 Seiten. 
Die furchtbaren Verwüſtungen, die der Weſt⸗ 
fäliſche Friede im Gefüge des Deutſchen 
Reiches angerichtet hatte, und die Raubkriege 
Ludwigs XIV. bilden den Hintergrund, auf dem 
Friedrich Wilhelm, der Große Kurfürſt, ſeine 
weitblickenden politiſchen Pläne verwirklichen 
mußte. Er war unter den ganz wenigen deut⸗ 
ſchen Fürſten, denen das Reich niehr als Vor: 
wand und Deutſchland kein Gegenſtand war, 
den man gegen klingende Münze verkaufte, der 
ſtärkſte und tatkräftigſte und derjenige, der die 
Demütigungen der franzöſiſchen Hegemonie 
politik am tiefſten empfand. Heyck weiß das 
Leben dieſes Fürſten, auf den alle bewußten 
Deutſchen feiner Zeit voller Hoffnung blickten, 
in kräftigen Farben zu ſchildern. Die Geſtalten 
der Freunde und Helfer des Kurfürſten beleben 
das Bild: Luiſe Henriette von Oranien, die 
ihrem Manme ſtets eine treue Beraterin war, 
Jena und Schwerin, die ſich als zuberläſſige 
Freunde und Diener ihres fürſtlichen Herrn 
erwieſen, der alte Haudegen Derfflinger, der 
gewandte Unterhändler Meinders, der viel an⸗ 
gefeindete Holländer Raule, der Prinzenerzieher 
Danckelmann und viele andere mehr. Eine Be⸗ 
merfung, die den Oſten betrifft, iſt zu dem 
Roman zu machen: Heyck ſchildert im 2. Kapitel 
den Widerſtand, den die oſtpreußiſchen Stände 
Friedrich Wilhelms Streben nach einer Feſti⸗ 
gung der landesfürſtlichen Gewalt entgegen— 
ſetzten. Zweifellos hat es großer Kraft und 
Geſchicklichkeit bedurft, die um ihre Privilegien 
beſorgten Stände zum Gehorſam zu zwingen, 
und zweifellos haben damals innerhalb der 
Stände auch Beſtrebungen, unter die ſchwäch⸗ 
liche Oberhoheit der polniſchen Krone zurück— 


zukehren, beſtanden. Aber den Roth und Kalck— 
ſtein wird wohl zu viel Ehre angetan, wenn 
man ſie als Sprecher der Städte und des Adels 
Oſtpreußens erſcheinen läßt. In der Erinnerung 
des Volkes leben ſie als Verräter fort, die das 
harte Schickſal, das der Kurfürſt ihnen bereitete, 
vollauf verdient haben, und nicht einmal ihren 
Zeit⸗ und Standesgenoſſen ſind ſie als Märtyrer 
einer gerechten Sache erſchienen. Man vermißt 
in der Darſtellung Heycks, der übrigens die 
Roth und Kalckſtein keineswegs in beſonders 
günſtigem Licht auftreten läßt, den Hinweis auf 
die Tatſache, daß es gerade die tüchtigſten und 
fähigſten Köpfe des Bürgertums und des Adels 
Oſtpreußens geweſen ſind, die ſich bald und 
willig in den Dienſt des Brandenburgers geſtellt 
und einen klaren Trennungsſtrich zwiſchen Preu⸗ 
ßen und Polen gezogen haben. Inſofern ent⸗ 
ſteht in dem Roman ein unvollſtändiges Bild 
von der Rolle, die Oſtpreußen in der Politik des 
Großen Kurfürſten geſpielt hat. Dr. K. 


Roſſitten. Drei Jahrzehnte auf der Kuri⸗ 
ſchen Nehrung. Von Prof. J. Thiene⸗ 
mann. Verlag J. Neumann, Neudamm 1938. 
146 Seiten, 70 Bilder auf Tafeln und 6 Kar⸗ 
ten. Preis 3,60 RM. — Durch die Lebens: 
arbeit Thienemanns hat Roſſitten, dieſes kleine 
weltentlegene Fiſcherdorf auf der Kuriſchen 
Nehrung, Weltruf erlangt. In dem Buch, das 
jetzt als billige, gut ausgeſtattete Volksausgabe 
vorliegt, weiß Thienemann ſehr lebendig und 
intereſſant von der von ihm drei Jahrzehnte 
hindurch geleiteten Vogelwarte Koffitten und 
der Kuriſchen Nehrung zu erzählen. Die einzig: 
artige Landſchaft der Nehrung wird hier von 
einem geſchildert, der auch mit ihrem ver— 
borgenſten Winkel vertraut iſt. Die Menſchen 
der Nehrung, die in ihrer Lebensweiſe, in ihren 
Anſchauungen und in ihrer Berufsarbeit ihre 
Beſonderheiten haben, treten dem Leſer in 
vielen launigen und ernſten Epiſoden entgegen. 
Der zweite Teil des Buches iſt dann der 
eigentlichen Arbeit des Erforſchers des Vogel⸗ 
zuges gewidmet. Er erzählt von den Methoden 
und den Ergebniſſen dieſer Forſchungsarbeit, 
vom Vogelzuge, der für mehrere Vogelarten 
auf Karten dargeſtellt iſt, von der Beringung, 
vom Einfangen der Krähen, Störche, Wald— 
ſchnepfen, Silbermöven, Stare uſw. Dr. K. 


Domburg Marienwerder. Von Bernhard 
Schmidt. Preußenverlag, Elbing 1938. 51 
Seiten mit 13 Bildern. — Dom und Burg 
von Marienwerder in Weſtpreußen gehören 
zu den größten und ſchönſten Bauten der 
deutſchen Ordenszeit in Preußen. Zu einer 
großartigen Einheit verſchmolzen, ragen ſie über 
den Steilhang, der die Niederung an der 
Weichſel umſäumt, den mächtigen Danzker in 
das tiefer liegende Land vorſchiebend. Das vor⸗ 
liegende Heftchen, das in der Reihe der gut 
ausgeſtatteten „Preußenführer“ erſchienen iſt, 
behandelt zunächſt die Baugeſchichte des Doms 
und der Bourg und gibt dann eine eingehende 
Schilderung der Bauten in ihrem früheren und 
jetzigen Zuſtand, ſowie der Anbauten und der 
Innenausſtattung. Für die Beſucher Marien⸗ 
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Baugeschäft für Hoch- u. Ilelbau 
Elbing, Fliegerstraße 24 


werders iſt das Heftchen ein unentbehrlicher 
Begleiter. Dr. K. 


Glückliches Defterreih. Von Bruno Brehm. 
Eugen Diederichs Verlag, Jena 1938. 205 
Seiten. Preis 2,60 RM. — Das Buch ift 
aus dem Erlebnis der Märztage, in denen. 
Oeſterreich wieder mit dem Reich vereinigt 
wurde, geſchrieben. Bruno Brehm kennt, wie 
ſelten einer, dieſes ſchöne Land bis in ſeine 
verborgenſten Winkel hinein. Er iſt in ſeiner 
Vergangenheit ebenſo bewandert, wie er froh 
und lebensbejahend in ſeiner Gegenwart ſteht. 
Ju der meiſterhaften Schilderung Brehms tut 
ſich die Schönheit der Landſchaft auf, breitet 
ſich ihr Reichtum an Kunſtwerken aus, werden 
ihre Dichter und Muſiker und die Menſchen 
ihres Alltags lebendig. Dr. K. 


Unendliche Weiten. Erinnerungen aus dem 
Zarenreich. Von Arthur Freiherr von 
Kruedener. 2. Band. Verlag von J. Neu⸗ 
mann, Neudamm 1938. 264 Seiten. Preis 
broſchiert 3,.— RM., Leinen 3,50 RM. — Es 
ſind loſe aneinandergefügte Geſchichten, die der 
Verfaſſer erzählt, meiſt Jagdgeſchichten. Die 
nordruſſiſche, baltiſche und kaukaſiſche Landſchaft 
finden in dem Verfaſſer einen mit ihren Schön⸗ 
heiten und Geheimniſſen vertrauten Schilderer. 
Die Unendlichkeit der ruſſiſchen Landſchaft und 
die Breite des ruſſiſchen Lebens bilden den 
Grundton, den die Erinnerungen dieſes einſt in 
ruſſiſchen Dienſten ſtehenden Balten durchziehen. 
Hin und wieder klingt der politiſche Hinter⸗ 
grund an, ſo in den Erzählungen vom Leid der 
deutſchen Koloniſten während des Krieges und 


in den Kapiteln, die von den Räubern und 
Freiheitskämpfern der kaukaſiſchen Wildnis 
berichten. Dr. K. 
Kredel, Berlin⸗Friedenan, 


Der letzte Frühling. Erzählung von Karl 
ranz Leppa. Adam Kraft Verlag, 
Karlsbad⸗Orahowitz 1938. 64 Seiten. Preis 
0,90- RM. — Der fudetendeutfche Dichter 
erzählt hier die Geſchichte einer unerfüllten 
Liebe. Die ausgeglichene Sprache paßt ſich der 
Handlung an, über der die Spannung eiuer 
langwährenden Ungewißheit liegt. Die Erzäh⸗ 
lung iſt in der vom Adam Kraft Verlag heraus: 
gegebenen „Volksdeutſchen Reihe“ an 
I. K. 


Polniſch⸗deutſches Fachwörterbuch für die 
Vorgeſchichte. Von Johann er ner 
Niemann Mit einem Vorwort von Ernſt 
Peterſen. Verlag Priebatſchs Buchhandlung, 
Breslau 1938. 56 Seiten. Heft 9 der Neuen 
Reihe der Schriften des Oſteuropa-Inſtituts 
zu Breslau. — In der Einleitung ſchreibt der 
Verfaſſer über ſeine Arbeit u. a.: Das Buch 
will dem deutſchen Forſcher und Studenten das 
Leſen des polniſchen vorgeſchichtlichen Schrift⸗ 
tums erleichtern und auch dem, der die Sprache 
nur mangelhaft beherrſcht, den Zugang zur 
Fachliteratur des Nachbarlandes ebnen. Vor 
allem ſind diejenigen Arbeitsgebiete der polni⸗ 
ſchen Vorgeſchichtsforſchung berückſichtigt, denen 
das Intereſſe der deutſchen Wiſſenſchaft in 
erſter Linie gilt. Aber auch die Begriffe ver⸗ 
wandter Wiſſenſchaften, wie der Erdgeſchichte 
und der Siedlungsgeographie ſind, ſoweit er⸗ 
forderlich, miterfaßt worden. Der Anhang ent⸗ 
hält eine Zuſammenſtellung vorgeſchichtlich 
bedeutſamer polniſcher Bezeichnungen aus der 
Geographie des deutſchen Oſtens, beſonders 
polniſche und deutſche Namen von Fundorten 
des deutſchen Staatsgebietes, die im polniſchen 
Schrifttum oft nur mit einem polniſchen Namen 
genannt ſind. 
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